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249.  Sitzung 

Bonn, den 9. Juni 1976 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. Juni 1976 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und des Ge-
setzes über das Branntweinmonopol 

Gesetz über die Annahme als Kind und zur Änderung an-
derer Vorschriften (Adoptionsgesetz) 

Gesetz über die Vermittlung der Annahme als Kind — Adop-
tionsvermittlungsgesetz — (AdVermiG) 

Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

Gesetz zur Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Fundrechts 

Gesetz zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Ausbau der 
Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 — 
FStrAbÄndG — 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Fahrpersonal 
im Straßenverkehr 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Statistiken der Roh

-

stoff- und Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszweige 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 73 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 29. Juni 1946 über die ärztliche 
Untersuchung der Schiffsleute 

Gesetz zu dem Übereinkommmen Nr. 113 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vorn 19. Juni 1959 über die ärztliche 
Untersuchung der Fischer 

Gesetz zu dem Vertrag vom 22. Juli 1975 zur Änderung 
bestimmter Finanzvorschriften der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften und des Vertrages zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 27. November 1963 zur 
Vereinheitlichung gewisser Begriffe des materiellen Rechts 
der Erfindungspatente, dem Vertrag vom 19. Juni 1970 über 
die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Patentwesens und dem Übereinkommen vom 5. Oktober 1973 
über die Erteilung europäischer Patente (Gesetz über inter-
nationale Patentübereinkommen) 

Gesetz zu dem Internationalen Fernmeldevertrag vom 25. Ok-
tober 1973 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. Oktober 1972 über 
die Internationalen Regeln zur Verhütung von Zusammen-
stößen auf See 

Gesetz zur Änderung des Bundesbaugesetzes 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1976 (Haushaltsgesetz 1976) 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat ferner eine 
Entschließung gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll bei-
gefügt ist. 

Dem Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes und an-
derer Gesetze hat der Bundesrat in der gleichen Sitzung nicht 
zugestimmt. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/5328 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. Juni 1976 be-
schlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Gesetz über die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 1976 (ERP-Wirtschaftsplange-
setz 1976) 

Gesetz zur Neuordnung des Arzneimittelrechts 

Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht — Fern-
unterrichtsschutzgesetz — (FernUSG) 

Seine Schreiben werden als Drucksachen 7/5320, 7/5324 und 7/5325 
verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 2. Juni 1976 im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister des Innern, der Finanzen, für Wirtschaft, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und dem Bundesminister für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Kern, Dr.-Ing. Laermann, Blank, Dr. Haenschke, 
Dr. Lohmar, Dr. Meinecke (Hamburg), Scheffler, Schluckebier, 
Stahl (Kempen), Wendt, Wolfram (Recklinghausen),  Hof fie, 

 Ollesch, Frau Schuchardt, Dr. Vohrer und der Fraktionen der 
SPD, FDP betr. neue Primärenergiequellen — Drucksache 7/5164 
— beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/5313 ver-
teilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 3. Juni 1976 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Zink, Link, Wawrzik, 
Geisenhofer, Härzschel, Dr. Kunz (Weiden), Orgaß, Picard, 
Nordlohne, Dr. Köhler (Wolfsburg), Schröder (Lüneburg), Ger-
ster (Mainz), Frau Tübler, Sick und Genossen betr. Teilnahme 
von Mitgliedern der Bundesregierung an Betriebs- und Per-
sonalversammlungen — Drucksache 7/5225 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 7/5306 verteilt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 7/5290 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Forschung und Technologie. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Hauff steht 
zur Verfügung. Frage 1 stellt Frau Abgeordnete Dr. 
Rehlen: 

Was tut die Patentstelle für die Deutsche Forschung für freie 
Erfinder und für mittelständische Unternehmen, und wie hoch ist 
der personelle und finanzielle Aufwand dieser Institution? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Frau Kollegin, 
die Patentstelle für die Deutsche Forschung berät 
und unterstützt seit 25 Jahren freie Erfinder bei 
der Anmeldung von Schutzrechten im In- und Aus-
land. Sie führt hierzu Neuheitsrecherchen durch und 
prüft die Möglichkeiten einer späteren Verwertung 
von Erfindungen. Bei Aussicht auf Verwertung über-
nimmt sie im Bedarfsfalle für alle Gebühren die 
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Parl. Staatssekretär Dr. Hauff 
Finanzierung in- und ausländischer Patentanmel-
dungen bis zu deren Erteilung. In diesem Jahr, 
also im Jahre 1976, übernimmt die Patentstelle in 
besonders geeigneten Fällen erstmals auch die Fi-
nanzierung von Modellen, wenn dies zur Erhöhung 
der Verwertungsaussichten erforderlich erscheint. 
Sie führt im Auftrag der Erfinder die Verwertung 
durch und stärkt dabei die im allgemeinen schwä-
chere Position der Erfinder gegenüber den Unter-
nehmen. 

Diese Hilfe der Patentstelle ist grundsätzlich 
nicht für mittlere und kleinere Unternehmungen 
gedacht. Mittelständische Unternehmen können 
aber aus der Tätigkeit der Patentstelle dadurch 
Nutzen ziehen, daß ihnen von dort interessante Er-
findungen angeboten werden. 

Die Patentstelle hat insgesamt 15 Mitarbeiter, die 
sich neben ihren Aufgaben für die Fraunhofer-Ge-
sellschaft etwa zu 70 °/o ihrer Zeit der beschriebenen 
Aufgabe widmen. Ihr Gesamtbudget, gemessen an 
den Sollzahlen, beträgt für 1976 926 000 DM. Hier-
von stehen 313 000 DM als direkte Erfinderhilfen 
zur Verfügung. 

Präsident Frau Renger: Bitte, Zusatzfrage. 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Staatssekretär, in 
welchem Umfange beteiligen sich die Erfinder an 
den Aufwendungen der Patentstelle für die Deut-
sche Forschung? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Die Vereinbarun-
gen zwischen der Patentstelle und den Erfindern 
sehen vor, daß die Patentstelle im Falle der vollen 
Übernahme der Kosten an späteren Einnahmen aus 
den Verwertungsverträgen zu 20 % beteiligt ist; 
im Falle der Übernahme von 75 % der gesamten 
Kosten hat sie zu 18 % an späteren Einnahmen 
teil. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte, 
Frau Abgeordnete. 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Werden dabei Einzelerfin-
der und Arbeitnehmererfinder mit ihren freien Er-
findungen in gleicher Weise behandelt? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Patentstelle macht keinerlei Unterscheidungen nach 
der Art der Erfinder. Grundsätzlich ist jedermann, 
der rechtlich nicht gebunden ist, in der Lage, ent-
sprechende Anträge bei der Patentstelle zu stellen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß die Ent-
wicklung neuer Technologien aus dem mittelständi-
schen Bereich in der Regel zwar als effizienter und 
marktgünstiger zu beurteilen ist, vom Risiko her ge-
sehen aber als wesentlich ungünstiger für den Er-
finder? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß man das nicht so undifferenziert sagen 
kann. Mittelständische Unternehmen haben in wei-
ten Bereichen, wo es um neue Technologien geht, 
ganz entscheidende Vorteile gegenüber Großunter-
nehmen. Ihre größere Flexibilität, ihre genauere 
Marktkenntnis gestattet ihnen, sehr viel angemes-
sener auf Marktentwicklungen zu reagieren. Auf 
der anderen Seite sollen die Maßnahmen — die Ein-
richtung der Patentstelle ist nur eine dieser Maß-
nahmen, die die Bundesregierung ergriffen hat  — 
die  mittelständischen Unternehmungen und die Ein-
zelerfinder durch gezielte staatliche Hilfen in die 
Lage versetzen, diesen Innovationsprozeß zu be-
schleunigen. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe Frage 2 der Frau 
Abgeordneten Dr. Rehlen auf: 

In welchem Umfang wurde die Patentstelle für die Deutsche 
Forschung in den vergangenen Jahren in Anspruch genommen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Bis Ende 1975 hat 
die Patentstelle in ihrem 21jährigen Bestehen ins-
gesamt 9 221 Anfragen erhalten, darunter 7 542 kon-
krete Anträge auf Prüfung und Unterstützung. Im 
Rahmen der Bearbeitung dieser Fälle wurden 993 
Patentanmeldungen eingereicht, darunter 478 im 
Ausland. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete, bitte. 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Staatssekretär, wie 
hoch ist die Erfolgsquote? Damit meine ich das Ver-
hältnis zwischen konkreten Anmeldungen und dar-
aus entstehenden erfolgreichen und auf dem Markt 
verwertbaren Erfindungen. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Insgesamt sind 
769 Fälle in Arbeit, d. h. in der Prüfung im Hinblick 
auf ihre Verwertbarkeit. Von dieser Zahl sind bis 
heute bereits insgesamt 187 Erfindungen — zum Teil 
auch mehrfach — verwertet worden. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Wie beurteilen Sie diese 
Erfolgsquote? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ge-
messen an dem, was in industriellen Labors in die-
sem Bereich als Erfolgsquote angesetzt wird, kann 
davon ausgegangen werden, daß es durchaus eine 
positive Bilanz ist, die hier vorzuzeigen ist. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie ermittelt 
die Patentstelle mit den 15 Mitarbeitern, von denen 
Sie sprachen, die Bedeutung und die Marktchancen 
neuer Technologien? 
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Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, sie 
beantwortet diese Frage zunächst im Rahmen ihrer 
eigenen Arbeitsmöglichkeiten. Selbstverständlich 
greift sie dabei auch auf außenstehende Experten pu

-

rück. Wie Sie wissen, hat die Fraunhofer-Gesell-
schaft, die über eine Vielzahl unterschiedlicher In-
stitute verfügt, die Aufgabe, die angewandte For-
schung auch und gerade im industrienahen Bereich 
zu unterstützen. Entsprechende Kapazitäten stehen 
innerhalb' der Gesellschaft zur Verfügung. Aber 
wenn das nicht ausreicht, greift die Patentstelle 
selbstverständlich auch auf andere Sachverständige 
zurück, um die Marktchancen, die Markterfolge bes-
ser beurteilen zu können. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft auf. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Glotz steht zur 
Verfügung. Frage 3 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schweitzer: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen und 
gedenkt sie zu ergreifen, um die Bundesländer zu einer mög-
lichst schnellen Verwirklichung bzw. Umsetzung der Bestimmun-
gen des Hochschulrahmengesetzes zu drängen? 

Dr. Glotz, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Schweitzer, die Bundesregierung ist seit dem Inkraft-
treten des Hochschulrahmengesetzes bemüht, auf 
eine rasche Umsetzung durch die Länder innerhalb 
der Fristen, die im Gesetz vorgegeben sind, hinzu-
wirken. Die Länder koordinieren sich bei ihren An-
passungsregelungen, die notwendig werden, inner-
halb der Kultusministerkonferenz. Diese hat am 
8./9. April festgelegt, welche Regelungsbereiche des 
HRG koordinationsbedürftig sind und einer — das 
zitiere ich wörtlich — „Beteiligung des Bundes inso-
weit zugestimmt, als ein rechtliches Interesse be-
steht". In diesem beschränkten Rahmen hat auch 
das Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft schon Gelegenheit gehabt, sich an der Arbeit 
der Umsetzung des Gesetzes zu beteiligen. 

Weitere Einflußmöglichkeiten des Bundes und 
von uns ergeben sich bei der Anpassung der Ver-
gabeverordnungen an die neuen Zulassungsrege-
lungen des Hochschulrahmengesetzes, die in den 
Gremien der Zentralen Verwaltungsstelle in Dort-
mund und der Kultusministerkonferenz unter Bera-
tung durch Bundesvertreter vorbereitet werden. Die 
neuen Vergabeverordnungen werden von den Län-
dern noch im Laufe dieses Jahres erlassen werden, 
damit das Hochschulrahmengesetz in diesem Teil, 
wie es ja auch gesetzlich vorgesehen ist, erstmals 
für Zulassungen zum Wintersemester 1977/78 an-
gewandt werden kann. 

Einen wesentlichen Beitrag leistet der Bund, Herr 
Kollege Schweitzer, bei der Entwicklung von Tests 
zur Einführung des besonderen Auswahlverfahrens 
gemäß § 32 dieses Gesetzes. Nachdem der Bund die 
Entwicklung von Tests in den Fächern Medizin, 
Zahnmedizin, Anglistik und Romanistik schon 1975 
in Auftrag gegeben hatte, haben die Länder im 
Rahmen eines Modellversuchs, an dessen Finanzie-

rung sich auch der Bund zur Hälfte beteiligt, die 
Studienstiftung des Deutschen Volkes mit der Ent-
wicklung von weiteren Tests beauftragt. Diese Pro-
jekte werden in einer gemeinsamen Lenkungs-
gruppe von Bund und Ländern koordiniert. 

Besondere Priorität, Herr Kollege Schweitzer 
— ich darf noch den letzten Bereich hinzufügen —, 

mißt die Bundesregierung der Studienreform bei. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat in einem Gespräch mit der Westdeutschen Rek-
torenkonferenz im Februar auf die Notwendigkeit 
von Zwischenlösungen hingewiesen, da die Errich-
tung der im Gesetz vorgesehenen bundesweiten 
Studienreformkommissionen doch vermutlich ziem-
lich lange Zeit in Anspruch nehmen wird. Dieses 
Thema wird auch Gegenstand eines Gespräches 
sein, das die Kultusministerkonferenz und die Rek-
torenkonferenz gerade in diesen Tagen führen. 
Vom Ministerium werden zur Zeit Gespräche mit 
Hochschulvertretern verschiedener Fachrichtungen 
geführt, die das Ziel haben, uns ein Bild von den 
Schwierigkeiten in der Frage der Umsetzung der 
Vorschriften des Hochschulrahmengesetzes in den 
einzelnen Studiengängen zu geben. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
beim letzten Teil Ihrer Antwort anknüpfen und fra-
gen, ob Ihrem Hause ein Überblick darüber vor-
liegt, welche Länder bereits zentrale Studienreform

-

kommissionen eingeführt haben. 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Zentrale im Sinne 
von „bundesweit" natürlich nirgends. Es gibt auf 
Grund von Ländergesetzen — nicht auf Grund des 
Hochschulrahmengesetzes — in einzelnen Ländern 
schon Bemühungen. Am weitesten ist dabei das 
Land Nordrhein-Westfalen fortgeschritten. Es gibt 
Ansätze dazu aber beispielsweise auch in Bayern 
und Baden-Württemberg. Dies sind aber, wie ge-
sagt. Kommissionen, die schon auf Grund vorliegen-
der Ländergesetze eingerichtet wurden, während 
die Studienreformkommissionen auf Grund des 
Hochschulrahmengesetzes, die auch bundesweit zu-
sammenwirken sollen, noch in der Bildung begrif-
fen sind. Wir müssen dafür sorgen, Herr Kollege 
Schweitzer, daß wir nicht Elektroniker oder Juristen 
ausbilden, die in Hamburg anders ausgebildet wer-
den als beispielsweise im Saarland. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Um auf den vorletzten Teil 
der Beantwortung zurückzukommen — weil das ja 
ein Thema ist, das das öffentliche Interesse in ho-
hem Maße erregt —, darf ich noch nachfragen: 
Wann rechnet die Bundesregierung damit, daß die 
besonderen Hochschuleingangsverfahren im Bereich 
der Humanmedizin und in anderen medizinischen 
Bereichen nun tatsächlich eingeführt werden kön-
nen? 
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Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Die Fortschritte, 
die hier gemacht werden, sind eigentlich beachtlich, 
Herr Kollege Schweitzer. Alle Länder und der Bund 
ziehen hier am gleichen Strang. Die Untersuchun-
gen, vor allem in der Zahnmedizin, sind sehr weit 
fortgeschritten. Es gibt apparative Tests, die für 
künftige Zahnärzte entwickelt worden und die 
praktisch abgeschlossen sind, so daß beispielsweise 
in diesem Bereich mit Sicherheit damit gerechnet 
werden kann, daß 1978 dieses Testverfahren ein-
geführt werden kann. Die Bemühungen für die 
Allgemeinmedizin gehen in die gleiche Richtung. 
Wir hoffen, daß wir dieses Ziel im Jahr 1978 er-
reichen können. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. de With steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Frage 4 des Herrn Abgeordneten Rainer — er 
ist nicht anwesend — wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 5 des Herrn Abgeordneten Witt-
mann (München) auf; er ist ebenfalls nicht an-
wesend. Auch die Antwort auf diese Frage wird 
als Anlage abgedruckt. 

Frage 6 der Frau Abgeordneten Pack: 
Werden in der Bundesregierung, nachdem der Spionageprozeß 

gegen das Agentenpaar Guillaume durch die Rücknahme der 
Revision seitens der Eheleute Guillaume rechtskräftig geworden 
ist, Überlegungen angestellt, das Agentenpaar auszutauschen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Nein. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete? 

Frau Pack (CDU/CSU): Ja, ich habe Zusatzfragen. 
— Ist der Rechtsanwalt des Agenten Guillaume 
wegen eines Austausches seines Mandanten an die 
Bundesregierung herangetreten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Präsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage? 

Frau Pack (CDU/CSU) : Ja. — Können Sie, Herr 
Staatssekretär, für die Bundesregierung verbindlich 
erklären, daß die Eheleute Guillaume nicht ausge-
tauscht werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe den in 
den früheren Fragestunden bereits erteilten Ant-
worten nichts hinzuzufügen. Die Bundesregierung 
denkt nicht an einen Austausch. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn Ab-
geordneten Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Kollege de 
With, wie erklären Sie die ständigen Pressemeldun-
gen im deutschen Pressewald, und zwar in Zeitun-
gen der verschiedensten Couleur, in denen dieses 
Problem aufgegriffen und die Vermutung ausge-
drückt wird, daß die „DDR" bei Ihnen diesen An-
trag gestellt habe? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat Pressemeldungen nicht zu kommentieren, 
Herr Kollege. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn Ab-
geordneten von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen entgangen, daß der Kollege Sauer 
nicht nach einer Kommentierung von Pressemeldun-
gen gefragt hat, sondern danach gefragt hat, wie die 
Bundesregierung es sich erklärt, daß Pressemeldun-
gen dieser Art ständig in Umlauf geraten — mit 
konkreten Zahlen, wenn ich das hinzufügen darf, 
über die Bereitstellung von 40 Austauschpartnern 
durch die Regierung der DDR? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich darf wieder-
holen: Die Bundesregierung denkt nicht daran, 
Presseerklärungen oder -kommentierungen wieder-
um mit einem Kommentar zu versehen. Dies ist eine 
alte Übung von Bundesregierungen. 

Im übrigen wäre es müßig, sich zu Spekulationen 
über Äußerungen hinreißen zu lassen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn Ab-
geordneten Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, ob der Rechtsanwalt 
des Spions Guillaume versucht hat, Unterstützung 
bei Abgeordneten des Deutschen Bundestages für 
einen Austausch seines Mandanten zu erlangen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung sieht sich nicht in der Lage, solche Fragen 
beantworten zu können, weil — — 

Präsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie unterbrechen. Ich hätte die Frage gar nicht 
zulassen dürfen, weil eine Beantwortung von Fra-
gen nach dem Verhalten von Abgeordneten seitens 
der Bundesregierung nicht gestattet ist. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Genau dies 
wollte ich sagen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn Ab-
geordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind demzu-
folge die Pressemeldungen, von denen die Rede 
war, falsch? 
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Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Soweit sie sich 
darauf beziehen, daß man an die Bundesregierung 
herangetreten ist, ja. Das habe ich bereits gesagt. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 7 — des Herrn Abgeordneten 
Zeyer — auf: 

Trifft es zu, daß der frühere Bundeskanzler Willy Brandt in 
dem nunmehr rechtskräftig abgeschlossenen Düsseldorfer Spio-
nageprozeß gegen das Ehepaar Guillaume als Zeuge bekundet 
hat, er habe in etlichen Fällen Staatsgeheimnisse — darunter 
geheimste NATO-Sachen — an den Agenten Guillaume gelangen 
lassen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Zeyer, gestatten Sie, daß ich Ihre beiden Fragen 7 
und 8 im Zusammenhang beantworte? 

(Zeyer [CDU/CSU] : Ich bitte um Einzelbe

-

antwortung wegen der Zusatzfragen!) 

Präsident Frau Renger: Sie dürfen auch dann vier 
Zusatzfragen stellen, wenn Ihre Fragen gemeinsam 
beantwortet werden. 

(Zeyer [CDU/CSU] : Es ist besser, wenn ich 
die Zusatzfragen in den jeweiligen Zusam

-

menhang stelle!) 

— Gut, das ist Ihre Entscheidung. — Herr Staats-
sekretär, bitte. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zur Beantwor-
tung der ersten Frage darf ich darauf verweisen, was 
der Generalbundesanwalt zu dem von Ihnen ange-
sprochenen Sachverhalt am 4. Juni 1976 in seiner 
Presseerklärung ausgeführt hat. Ich zitiere wörtlich: 

Nach den Feststellungen des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf war Günter Guillaume im Sommer 
1973 in Norwegen als Urlaubsbegleiter des 
früheren Bundeskanzlers Brandt mit dem Fern-
schreibverkehr befaßt. Er gab die dabei erlang-
ten Staatsgeheimnisse an den Geheimdienst 
der DDR in Ost-Berlin weiter. Der Generalbun-
desanwalt hat geprüft, ob in diesem Zusam-
menhang andere Personen strafrechtlich zur 
Verantwortung zu ziehen sind. 

Die Prüfung hat ergeben, daß bei keiner der in 
Betracht kommenden Personen ein nach § 97 
StGB strafbares Verhalten vorliegt. Daß der 
damalige Bundeskanzler Brandt die politische 
Verantwortung „für Fahrlässigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Agentenaffäre Guil-
laume" übernommen hat, ändert an der straf-
rechtlichen Beurteilung seines Verhaltens nichts. 

Die Bundesregierung hat dem nichts hinzuzufügen. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat also 
der damalige Bundeskanzler Willy Brandt während 
des Sommerurlaubs im Jahre 1973 dem Agenten 

Guillaume den Zugang zu Staatsgeheimnissen er-
möglicht, und zwar auch zu geheimsten NATO-
Sachen, obwohl er bereits zu diesem Zeitpunkt dar-
über unterrichtet war, daß gegen Herrn Guillaume 
der Verdacht der Spionage bestand? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Was die Frage 
nach dem früheren Bundeskanzler Willy Brandt an-
langt, so habe ich die Antwort bereits erteilt, indem 
ich darauf verwiesen habe, was der Generalbundes-
anwalt hierzu erklärt hat. Er hat gesagt: 

Die Prüfung hat ergeben, daß bei keiner der 
in Betracht kommenden Personen ein nach § 97 
StGB strafbares Verhalten vorliegt. 

Dies ist eine Einstellung aus Rechtsgründen. 

Nachdem hier keiner der Angezeigten als Be-
schuldigter vernommen worden ist, ist es mir nicht 
erlaubt, aus den Ermittlungsverfahren weitere Ein-
zelheiten auszubreiten. Ich bitte insoweit um Ver-
ständnis. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordeneter Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß der Generalbundesanwalt in dem Prozeß gegen 
die Eheleute Guillaume nur deshalb darauf verzich-
tet hat, die Höchststrafe zu beantragen, weil die Feh-
ler der politischen und der nachrichtendienstlichen 
Instanzen den Guillaumes das Geschäft allzu leicht 
gemacht hatten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann die Mo-
tive des Generalbundesanwalts für seine Anträge 
in diesem Verfahren nicht bekanntgeben, weil sie 
der Bundesregierung nicht verdeutlicht worden sind. 
Es entspricht auch nicht den Gepflogenheiten, hier in-
soweit Rücksprache zu nehmen. Der Generalbundes-
anwalt handelt wie üblich in solchen Prozessen völ-
lig frei und unabhängig. Ich gehe davon aus, daß er 
den der Sache gemäßen Antrag gestellt hat. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage Frau 
Abgeordnete Pack. 

Frau Pack (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
der Generalbundesanwalt in diesem Zusammenhang 
mit den politischen Instanzen, die er ansprach, die 
den Guillaumes das Geschäft so leicht gemacht ha-
ben, auch den früheren Bundeskanzler Willy Brandt 
gemeint? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Mir ist nicht ganz 
klar, worauf Sie hinzielen. Vielleicht können Sie das 
verdeutlichen. 

Frau Pack (CDU/CSU) : Ich habe Sie gefragt, ob er 
mit den politischen Instanzen, die er angesprochen 
hat, auch den früheren Bundeskanzler Willy Brandt 
gemeint hat. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Wie soll er 
das wissen?) 
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Dr. de With, Parl Staatssekretär: Ich habe vorge-
lesen, wie die Presseerklärung des Generalbundes-
anwalts lautet, und habe dem nichts hinzuzufügen. 
Ausgangspunkt der Frage, die hier gestellt wurde, 
war eine Frage, die sich auf Willy Brandt bezog 
wegen dessen angeblicher Äußerung. Um darauf 
eine Antwort zu erteilen, habe ich wiedergegeben, 
was der Generalbundesanwalt erklärt hat. Ich darf 
nochmals darauf verweisen: In diesem Verfahren 
ist niemand als Beschuldigter vernommen worden. 
Deswegen hat es die Presserklärung des General-
bundesanwalts gegeben. Diese habe ich wortwörtlich 
wiedergegeben. Das entspricht den Gepflogenheiten. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Arndt (Hamburg) zu einer Zusatzf rage.  

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
liegt es nach Ihrer Meinung nicht viel näher, den 
von Ihnen zitierten Passus des Generalbundesan-
walts in der gleichen Weise zu begründen, wie es 
der Untersuchungsausschuß dieses Hauses getan 
hat, daß nämlich die Einstellung des Herrn Guillau-
me damals darauf beruhte, daß er 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : ... von 
Herrn Leber befürwortet worden ist!) 

von den mit Personal so schlecht besetzten zustän-
digen Nachrichtendiensten in der Zeit vor der Re-
gierung Brandt überprüft worden ist? 

(Niegel [CDU/CSU] : Es gab wohl keinen 
Ehmke?!) 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Arndt, ich darf auch Ihnen erklären, daß es der 
Bundesregierung schlecht anstünde, ein rechtskräf-
tiges Urteil zu interpretieren oder aber eine Ein-
stellung über das hinaus begründen zu wollen, was 
der Generalbundesanwalt als unabhängiger Staats-
anwalt erklärt hat. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, hat nach Auffassung der Bundesregierung 
der frühere Bundeskanzler Brandt am 26. April 1974 
dem Parlament die Unwahrheit gesagt, als er im 
Deutschen Bundestag erklärte — ich zitiere wört-
lich —. 

Der Spion war von mir nicht mit Geheimakten 
befaßt, weil dies nicht zu seinen Aufgaben ge-
hörte. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Berger, ich bin nicht ganz sicher, ob Sie es waren, 
die diese Frage schon einmal gestellt hat. Jeden-
falls ist dieser Fragenkomplex bereits hier im Bun-
destag behandelt worden. Ich habe, wenn ich mich 
recht erinnere, im weiteren Zusammenhang erklärt, 
daß überhaupt kein Anhaltspunkt dafür besteht, daß 
er in irgendeiner Weise die Unwahrheit oder etwas 
nicht Zutreffendes gesagt hat. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nimmt nach 
Ihren Ausführungen auch die Bundesregierung die 
fahrlässige Verhaltensweise des ehemaligen Bundes-
kanzlers als Faktum hin? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Das trifft in die-
ser Form nicht zu. Ich habe wiedergegeben, wie die 
Äußerung des Generalbundesanwalts lautet. Ich darf 
sie erneut zitieren, und zwar langsam: 

Die Prüfung hat ergeben, daß bei keiner der in 
Betracht kommenden Personen ein nach § 97 
StGB strafbares Verhalten vorliegt. Daß der 
damalige Bundeskanzler Brandt die politische 
Verantwortung „für Fahrlässigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Agentenaffäre Guillaume" 
übernommen hat, ändert an der strafrechtlichen 
Beurteilung seines Verhaltens nichts. 

Strafrechtlich ist auch der Vorwurf der Fahrlässig

-

keit zu prüfen gewesen. Dieser ist verneint worden. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 8 des 
Herr Abgeordneten Zeyer auf: 

Hat die zuständige Staatsanwaltschaft — der Generalbundes-
anwalt — auf Grund ihrer Erkenntnisse in dem Strafverfahren 
gegen die Eheleute Guillaume Ermittlungen gegen den früheren 
Bundeskanzler Willy Brandt wegen des Verdachts einer straf-
baren Handlung nach § 97 StGB aufgenommen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Zeyer, ich darf mich auf die bereits erteilte Ant-
wort insoweit beschränken, als ich auf die Erklä-
rung des Generalbundesanwalts in dessen Presse-
erklärung vom 4. Juni 1976 Bezug genommen und 
diese wörtlich zitiert habe. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesanwaltschaft die Bundesregierung um die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung ersucht? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung mußte zur Frage der Ermächtigung nicht Stel-
lung nehmen, da die Einstellung auch so erfolgen 
konnte. 

Präsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Zeyer. 

Zeyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung bereit, die Staatsanwaltschaft ge-
mäß § 97 Abs. 3 StGB zur Strafverfolgung zu er-
mächtigen, damit durch die zuständigen Behörden 
objektiv geprüft werden kann, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang sich der damalige Bun-
deskanzler Brandt in der Affäre Guillaume nach 
§ 97 StGB strafbar gemacht hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits 
erklärt, daß die Bundesregierung zu dieser Frage 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
nicht Stellung nehmen mußte, da das Verfahren 
aus Rechtsgründen auch so eingestellt werden konn-
te. Alles andere darüber hinaus wäre pure Speku-
lation. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe den Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen auf. Zur 
Beantwortung steht Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 9 des Abgeordneten Freiherr 
von Fircks auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß sich die 
Deutsche Bundesbank auf Grund der in der Sperrguthabenver-
einbarung vom 25. April 1974 mit der DDR ausgehandelten 
Bedingungen nunmehr veranlaßt gesehen hat, die Annahme von 
Überweisungsaufträgen von Kontoinhabern mit Wohnsitz im 
Bundesgebiet bis auf weiteres auszusetzen, so daß im Bundes-
gebiet wohnhafte Sperrkontengläubiger von der ihnen in Aus-
sicht gestellten Möglichkeit, ihre Guthaben in der DDR nach 
und nach in die Bundesrepublik Deutschland zu transferieren, 
bis auf weiteres tatsächlich keinen Gebrauch machen können? 

Haehser, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege von 
Fircks, ich würde Ihre Fragen 9 und 10 wegen des 
Zusammenhangs gern gemeinsam beantworten. 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU] : Einver

-

standen!) 
— Danke sehr! 

Präsident Frau Renger: Ich rufe daher zusätzlich 
die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Freiherr von 
Fircks auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das mit der 
Sperrguthabenvereinbarung angestrebte Ziel eines reibungslosen 
Geldtransfers im nichtkommerziellen Bereich zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland zu verwirklichen, und wel-
che Bemühungen hat sie bisher unternommen, im Rahmen wei-
terer Verhandlungen mit der DDR sowohl ein besseres Funktio-
nieren des Guthabentransfers sicherzustellen als auch eine Erwei-
terung der ausgehandelten Transfermöglichkeiten zu erreichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wie Sie wissen, 
sieht die Sperrguthabenvereinbarung vor, daß sich 
die Überweisungen aus der DDR in die Bundesrepu-
blik Deutschland und umgekehrt jeweils ausgleichen 
müssen. Der Umfang der Transferaufträge aus der 
Bundesrepublik ist indessen größer als das Volumen 
der Anträge aus der DDR. Die Deutsche Bundesbank 
hat deshalb in Abstimmung mit der Bundesregie-
rung mit Wirkung vom 1. Mai 1976 die Annahme 
von Transferaufträgen aus Sperrguthaben in der 
DDR vorübergehend aussetzen müssen, um damit 
eine weitere Zunahme der in absehbarer Zeit nicht 
ausführbaren Transferaufträge zu vermeiden. Die 
bereits eingereichten Transferaufträge werden 
selbstverständlich im Rahmen entsprechender Auf-
träge aus der DDR weiterhin abgewickelt. So konn-
ten im vergangenen Monat, also bereits nach In-
krafttreten des Annahmestopps, Transferaufträge 
von Bundesbürgern in Höhe von rund 1 Million DM 
bedient werden. 

Der gegenwärtige Stand der Abwicklung der 
Sperrguthabenvereinbarung ist ohne Zweifel unbe-
friedigend. Die Bundesregierung befindet sich in 
Gesprächen mit der DDR, um die Voraussetzungen 
für einen Ausgleich der Überweisungen zu verbes-
sern. Ein abschließendes Ergebnis konnte bisher 
nicht erzielt werden. 

Die Bundesregierung hat stets betont, daß die 
bisherigen Transfervereinbarungen nur ein erster 
Schritt zur Normalisierung des nichtkommerziellen 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs mit der DDR 
sein können. Es konnten zunächst die Regelungen 
getroffen werden, die unter sozialen Gesichtspunk-
ten vordringlich waren. Die Sperrguthabenverein-
barung hat — das führe ich in diesem Hohen Hause 
gern aus — dazu geführt, daß bisher immerhin ein 
Transfervolumen von rund 20 Millionen DM abge-
wickelt worden ist. Dies ist sicher ein Erfolg, zumal 
da seit der Währungsreform bis zum Abschluß der 
Vereinbarung im Jahre 1974 überhaupt keine Über-
weisungen aus der DDR möglich waren. Die Bun-
desregierung wird sich bemühen, weitere Verbes-
serungen des nichtkommerziellen Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs zu erreichen. Es ist beabsich-
tigt, die Gespräche und Verhandlungen mit der 
DDR hierüber aufzunehmen und fortzuführen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie den Begriff „vorübergehend", den 
Sie am Anfang Ihrer Antwort verwendeten, genauer 
terminieren? Oder ist dieser Begriff „vorübergehend" 
so unbestimmt, daß Sie zur Zeit keine andere Aus-
sage als die, die Sie eben gemacht haben, machen 
können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Es ist so, wie Sie 
selber vermuten, Herr Kollege von Fircks. Ich kann 
Ihnen heute einen Zeitpunkt, wo nach der „vorüber-
gehenden" Aussetzung Aufträge wieder angenom-
men werden, nicht nennen. Das hängt davon ab, in 
welchem Maß Aufträge aus der DDR in der Bundes-
republik Deutschland eingehen und welches Ergeb-
nis die Gespräche haben, von denen ich Ihnen eben 
Mitteilung machen konnte. 

Präsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, Sie haben uns die Zahl der Abwicklungen in dem 
Zeitraum genannt und auch gesagt, daß 1 Million 
DM nach der Verhängung der Sperre noch abge-
wickelt werden konnten. Können Sie uns auch 
sagen, wie groß der Betrag ist, der nicht abgewickelt 
werden kann, weil die Anträge nach der Verhän-
gung der Sperre eingegangen sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich 
kann ich Ihnen das sagen. Das gesamte nicht abge-
wickelte Volumen beträgt 25 Millionen DM. Es wird 
davon ausgegangen werden können — und ich 
denke, daß Sie der Bundesregierung bei ihren Be-
mühungen Erfolg wünschen — , daß sich dieses Vo-
lumen im Laufe der Zeit abbauen wird. 

Präsident Frau Renger: Dritte Zusatzfrage des 
Abgeordneten von Fircks. 
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Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, denkt die Bundesregierung, wie ich in einer 
früheren Fragestunde schon einmal angeregt hatte, 
jetzt darüber nach, in diese Vereinbarung andere 
Geldgeschäfte zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR einzubeziehen und eine Verrech-
nungsmöglichkeit in bezug auf einseitige Leistun-
gen unsererseits hier mit ins Gespräch zu bringen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie, Herr 
Kollege von Fircks, damit nicht die Unterhaltszah-
lungen meinen, will ich Ihnen gern sagen, daß die 
Bundesregierung über viele Dinge nachdenkt, die ich 
hier allerdings nicht ausbreiten kann. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, war die jetzt eingetretene mißliche Entwicklung 
nicht vorauszusehen, und hätte nicht die begreif-
liche Enttäuschung der Rentner, die sich in ihrer 
Lebensführung auf monatlich 200 DM Bezüge von 
ihren Konten in der DDR eingerichtet haben, ver-
mieden werden können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Böhm, 
wir haben zunächst darauf hinzuweisen, daß bis 
1974 überhaupt keine Zahlungen aus der DDR in 
die Bundesrepublik Deutschland möglich waren. Ich 
möchte das noch einmal ganz deutlich machen. Seit-
dem, und zwar weil Vereinbarungen getroffen wor-
den sind, ist ein Transfer von 20 Millionen DM mög-
lich gewesen. Das mag noch nicht befriedigen. Des-
wegen verhandelt die Bundesregierung. Ich fasse 
also die Frage, die Sie stellen, als die Unterstützung 
des Wunsches der Bundesregierung auf, alsbald zu 
besseren Ergebnissen zu kommen. 

Präsident Frau Renger: Frau Abgeordnete Berger 
zu einer Zusatzf rage.  

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in be-
sonderen Härtefällen Ausnahmen von der gegen-
wärtig praktizierten Regelung zu schaffen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung sieht zur Zeit Möglichkeiten, die Vereinbarun-
gen, wie sie getroffen sind, auszunutzen und, da sie 
nicht voll befriedigen, den Versuch zu unternehmen, 
diese Vereinbarungen durch Gespräche zu verbes-
sern. 

Präsident Frau Renger: Frage 11 des Herrn Abge-
ordneten Böhm (Melsungen) : 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung daraus, 
daß die Deutsche Bundesbank seit dem 1. Mai 1976 keine Trans-
feraufträge von Rentnern mehr ausführen kann, die monatlich 
bis zu 200 DM von ihrem Sparguthaben in der DDR abheben 
können, auf der anderen Seite aber die westdeutschen Transfer-
leistungen von Unterhaltszahlungen in die DDR fortgesetzt 
werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Böhm, 
zum Wortlaut Ihrer Frage möchte ich zunächst klar-

stellen — ich habe das vorhin auch in der Beant-
wortung Ihrer Fragen, Herr von Fircks, sagen dür-
fen —, daß die Deutsche Bundesbank auch nach dem 
1. Mai 1976 durchaus weiterhin Transferaufträge 
nach der Sperrguthabenvereinbarung ausführt. So 
konnten — ich wiederhole das — im Mai Transfer-
aufträge von Bundesbürgern in Höhe von rund 
1 Million DM bedient werden. Die Bundesbank 
nimmt seit dem 1. Mai 1976 lediglich vorübergehend 
keine neuen Transferaufträge mehr entgegen. Die 
Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung aus 
dem gegenwärtigen Stand der Abwicklung der 
Sperrguthabenvereinbarung zieht, waren Gegen-
stand der beiden vorhergehenden Fragen. Ich habe 
in der Antwort dargelegt, daß sich die Bundesregie-
rung im Gespräch mit der DDR befindet, um die Vor-
aussetzungen für einen Ausgleich der Überweisun-
gen zu verbessern. 

Der Transfer von Unterhaltszahlungen in die 
Deutsche Demokratische Republik steht in keinem 
Zusammenhang mit der Sperrguthabenvereinbarung. 
Die Sperrguthabenvereinbarung und die Unterhalts-
vereinbarung sind zwei rechtlich getrennte Verein-
barungen, die unterschiedliche Bereiche betreffen. 
Die Unterhaltsvereinbarung hat den Zweck, den 
Transfer familienrechtlicher Unterhaltsverpflichtun-
gen zu regeln. Der Transfer der Unterhaltszahlungen 
ist in beiden Richtungen in Höhe der tatsächlich ent-
standenen Verpflichtungen zulässig. Eine Begren-
zung oder Verpflichtung zum Ausgleich der Zahlun-
gen besteht nicht. Derartige Einschränkungen wür-
den dem Sinn der Vereinbarung widersprechen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie hoch ist der Überhang aus dem Abkommen 
über die Unterhaltsleistungen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich sage Ihnen das 
gern, wenngleich ich einen engen Zusammenhang 
zu dem Begehren, das in Ihrer Frage steckt, nicht zu 
sehen vermag: Der Aktivsaldo der DDR beträgt 
nach dem Stand von Ende März 1976 rund 25 Mil-
lionen DM. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, beide Abkommen sind am selben Tag abge-
schlossen worden. Ich frage, ob nicht zwischen bei-
den Abkommen hinsichtlich der Geldleistungen in 
beiden Richtungen durch eine verantwortungsbe-
wußte Verhandlungsführung dennoch ein Junktim 
hätte geschaffen werden müssen. 

Haehser, Pari Staatssekretär: Herr Kollege Böhm, 
Antwort Nr. 1: Die Bundesregierung hat noch nie 
Verhandlungen geführt, die nicht verantwortungs-
bewußt waren. 

(Beifall des Abg. Dr. Arndt [Hamburg] 
[SPD] — Lachen bei der CDU/CSU) 
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Antwort Nr. 2 ist, daß man nicht nur, wie man 

das so gern tut, von „Brüdern und Schwestern" re-
den darf, die drüben wohnen, sondern daß man han-
deln muß. Hier geht es darum, den Unterhaltsbe-
rechtigten im anderen Teil Deutschlands die ihnen 
zustehende unmittelbare Hilfe zum Lebensunterhalt 
auch weiterhin zukommen zu lassen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
oder macht sie sich Gedanken darüber, den Men-
schen, die sich in ihrer Lebensführung auf die mo-
natlichen Überweisungen eingerichtet hatten und 
nun, ohne anderswo einen Ausgleich finden zu kön-
nen — gerade dieser Personenkreis sicher nicht —, 
vor der Tatsache stehen, auf unbestimmte Zeit die-
ses Geld nicht zu erhalten, durch Kredite oder 
zinslose Darlehen zu helfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Fircks, Sie kehren nun wieder zu Ihrer Frage be-
züglich der Sperrguthabenvereinbarung zurück. Wir 
behandeln aber zur Zeit die Unterhaltsvereinbarung. 
Bei der Unterhaltsvereinbarung aber entsteht ein 
solcher Fall, wie Sie ihn vermuten, nicht. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
steht die Haltung der DDR in dieser Frage nicht 
eigentlich im Widerspruch zu Ziffer 11 des Zusatz-
protokolls zum Grundvertrag, worin deutlich das 
Ziel ausgesprochen worden ist, den betroffenen 
Menschen durch eine Regelung dieser Fragen zu 
helfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
bis vor ein paar Jahren tat sich hinsichtlich der Be-
züge zugunsten unserer Mitbürger in der Bundes-
republik Deutschland und der Bewohner der DDR 
überhaupt nichts. Es hat der Außenpolitik, in diesem 
Fall: der Ostpolitik der Bundesregierung bedurft, um 
für unsere Bürger überhaupt eine Regelung herbei-
zuführen. Darauf sind wir stolz. Dies mag dem einen 
oder anderen nicht genügen. Ich habe selber ge-
sagt, daß das eine oder andere nicht voll befriedi-
gend ist. Deswegen lamentieren wir nicht, sondern 
wir führen Gespräche und Verhandlungen, und eines 
Tages werden wir auch die erhofften Erfolge herbei-
führen. 

Präsident Frau Renger: Die letzte Zusatzfrage 
stellt Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß es in einer jetzt gerade ver-
öffentlichten Anzeige der Bundesregierung als ein 
Erfolg der Bundesregierung bezeichnet wurde, daß 
man diese 200 DM pro Monat von seinen Konten 
in der DDR abrufen kann? Ist die Bundesregierung  

bereit, in einer Anzeige einen Widerruf zu veröffent-
lichen? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Inzwischen sind auf 
diese Weise 20 Millionen DM in die Bundesrepublik 
gekommen. Das wertet die Bundesregierung als Er-
folg. Ich sage es noch einmal: Bis 1974 war eine 
solche Transferleistung überhaupt nicht möglich. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie das zur Kenntnis 
nähmen. 

Präsident Frau Renger: Die Frage 12 des Herrn 
Abgeordneten Schedl und die Frage 13 des Herrn 
Abgeordneten Pfeffermann sollen auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Sprung auf: 

Trifft es zu, daß bei Aussetzungen der Vollziehung von Ein-
kommensteuerbescheiden, wenn Sicherheitsleistungen in der 
Form selbstschuldnerischer Bürgschaften gefordert werden, diese 
selbstschuldnerischen Bürgschaften nur solche einer deutschen 
Großbank oder einer unter öffentlicher Aufsicht stehenden Spar-
kasse sein können? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Sprung, die Verwaltung der Einkommensteuer ist, 
wie Sie wissen, Sache der Länder. Ob und inwieweit 
bei der Aussetzung der Vollziehung eines Einkom-
mensteuerbescheides eine vom Steuerpflichtigen an-
gebotene Sicherheit als ausreichend anerkannt wer-
den kann, ist deshalb von der zuständigen Landes-
finanzbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden. Eine bundeseinheitliche Regelung be-
steht nicht. Soweit dem Bundesfinanzministerium be-
kannt ist, trifft es nicht zu, daß bei Sicherheitslei-
stungen in Form selbstschuldnerischer Bürgschaften 
nur solche von Großbanken oder unter öffentlicher 
Aufsicht stehenden Sparkassen gefordert werden. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Sprung (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung — wenn ihr dieses nicht be-
kannt ist — die Absicht, sich mit diesem Problem 
vielleicht bekannt zu machen? Es gibt zumindest ein 
Finanzamt, das genauso, wie ich es in der Frage an-
gesprochen habe, verfährt. Wäre es nicht zweck-
mäßig, darauf hinzuweisen, daß hierin doch immer-
hin eine Diskriminierung anderer Banken — z. B. der 
Privatbanken, aber auch der Genossenschaftsbanken 
— gesehen werden kann? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich möchte die 
Frage gern an Sie zurückgeben, Herr Kollege Dr. 
Sprung. Bitte haben Sie die Freundlichkeit, die zu-
ständige Landesregierung auf diesen Ihnen bekann-
ten Fall aufmerksam zu machen. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatzfrage. 
Damit ist dieser Fragenbereich beendet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 



17702 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Juni 1976 

Präsident Frau Renger 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Trifft es zu, daß der von der Bundesregierung angemeldete 
Vorbehalt gegen die von der Welthandelskonferenz verabschie-
dete Resolution, durch die der freie Welthandel mit Rohstoffen 
abgeschafft werden soll, nicht mit dem von den USA angemelde-
ten, durch den diese die alleinige Verantwortung übernom-
men haben, identisch ist, vielmehr dahinter zurückbleibt, und 
trifft danach die Versicherung der Bundesregierung überhaupt 
zu, sie habe bei den anstehenden Verhandlungen noch den 
vollen von ihr behaupteten Handlungsspielraum bei der Ver-
teidigung der marktwirtschaftlichen Ordnung des Welthandels? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die von der deutschen Delegation auf 
der IV. Welthandelskonferenz zur Rohstoff-Resolu-
tion abgegebene Erklärung ist nicht im Wortlaut, 
aber dem Sinne nach derjenigen der US-Delegation 
vergleichbar. In beiden Erklärungen wird hervorge-
hoben, daß entgegen den Forderungen der Entwick-
lungsländer eine neue Weltwirtschaftsordnung nicht 
durchgesetzt wurde und daß bindende Beschlüsse 
über die sofortige Bildung eines gemeinsamen Fonds 
zur Finanzierung von Rohstoffabkommen nicht ge-
faßt wurden. Der Inhalt der Rohstoff-Resolution von 
Nairobi ist nicht materieller, sondern prozeduraler 
Art. Der UNCTAD-Generalsekretär wird darin be-
auftragt, Konferenzen einzuberufen, auf denen so-
wohl über das Ob als auch gegebenenfalls das Wie 
eines gemeinsamen Fonds sowie die Eignung ein-
zelner Produkte für Rohstoffabkommen verhandelt 
wird. 

Dieser verfahrensmäßige Inhalt der Resolution im 
Zusammenhang mit der in Nairobi abgegebenen 
deutschen Erklärung zeigt, daß die deutsche Delega-
tion in den kommenden Verhandlungen weiterhin 
genügend Verhandlungsspielraum zur Verteidigung 
der marktwirtschaftlichen Ordnung des Welthandels 
hat. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär Grüner, 
warum hat sich die Bundesregierung dann eigentlich 
für eine andere Version entschieden, wenn ein Un-
terschied in der Sache angeblich nicht besteht und 
die Wirkung die gleiche sein soll? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich verweise hier auf 
die Erklärungen der Bundesregierung durch die  Bun-
desminister Friderichs und Bahr vor dem Plenum 
des Hohen Hauses, in deren Rahmen diese Frage — 
gerade von Minister Friderichs — sehr ausführlich 
und im Detail beantwortet worden ist. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
isolierte und reduzierte Vobehalt nicht vielmehr 
der Ausdruck der Gespaltenheit der Bundesregie-

rung in dieser Frage, in der der Bundeskanzler und 
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zusammen mit dem Bundesminister des Aus-
wärtigen von vornherein zum Nachgeben entschlos-
sen waren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist nicht der Fall, 
Herr Kollege. Die Bundesregierung hat nach einem 
einheitlichen Verhandlungskonzept, allerdings auch 
in dem Bewußtsein verhandelt, daß eine zu Beginn 
einer solchen Konferenz eingenommene Position 
nicht unbedingt die sein konnte, die am Ende der 
Konferenz zu einer gemeinsamen Resolution führte. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 16 des 
Herrn Abgeordneten Niegel auf: 

Trifft es zu, daß der Bundeswirtschaftsminister den Ratschlag 
gegeben hat, unsere Nachbarländer Frankreich und Großbritan-
nien hätten die Entwicklungskosten für das Flugzeug „Con-
corde" besser zur Hebung des sozialen Status ihrer Bevölkerung 
einsetzen sollen, und wenn ja, betrachtet die Bundesregierung 
diesen Ratschlag als konstruktiven Beitrag zu den Beziehungen 
zu diesen Ländern, und warum wurde ein solcher Ratschlag nicht 
in einem früheren Stadium gegeben? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Niegel, 
Sie beziehen sich mit Ihrer Frage offenbar auf eine 
Rede, die Minister Friderichs auf dem FDP-Partei-
tag gehalten hat. Minister Friderichs hat sich dort 
u. a. mit der ordnungspolitischen Grundsatzfrage 
privater oder staatlicher Lenkung der Produktion 
auseinandergesetzt und auf die Gefahren staatlicher 
Produktionsentscheidungen für Effizienz und Wachs-
tum hingewiesen. In diesem Zusammenhang hat 
der Bundeswirtschaftsminister in seiner Eigenschaft 
als stellvertretender Vorsitzender der FDP beispiel-
haft das Concorde-Projekt genannt, weil auf einem 
Parteitag der FDP in einer früheren Zeit das Con-
corde-Projekt irrigerweise als ein Beispiel für feh-
lerhafte privatwirtschaftliche Entscheidung bezeich-
net worden ist, und aus diesem Anlaß darauf hinge-
wiesen, daß die finanziellen Risiken staatlicher Pro-
duktionsentscheidungen sowie deren Konsequenzen 
für die Verbraucher am Beispiel der Concorde zu 
illustrieren seien. Das Beispiel wurde ausdrücklich 
nur im Sinne einer Frage und nicht im Sinne einer 
definitiven Stellungnahme formuliert. Einen Rat-
schlag an Frankreich und Großbritannien hinsicht-
lich der von diesen Ländern zu setzenden wirt-
schafts- und sozialpolitischen Prioritäten hat Mini-
ster Friderichs damit bewußt vermieden. 

Richtig ist aber, daß die Frage einer deutschen 
Beteiligung an dem Concorde-Projekt bereits 1964 
von dem damaligen CDU-Wirtschaftsminister we-
gen der wirtschaftlichen und finanziellen Risiken 
negativ entschieden worden ist. Dem hat der Bun-
deswirtschaftsminister heute nichts hinzuzufügen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, war es 
notwendig, daß nach den Attacken, die der Herr Bun-
deskanzler gegen Frankreich ausgeführt hat, nun-
mehr auch der Bundeswirtschaftsminister, zwar in 
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Niegel 

einer anderen Form, was aber von Frankreich ähn-
lich aufgefaßt wurde, nun eine ähnliche Attacke ge-
gen die Franzosen reitet? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, ich habe 
klargemacht, daß davon keine Rede sein kann. Viel-
mehr ist in der Rede des Bundeswirtschaftsministers 
ausdrücklich die autonome Entscheidung der betei-
ligten Länder akzeptiert worden. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 17 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. 
gedenkt sie zu ergreifen, um die Versorgung der Bundesrepu-
blik Deutschland auch mit solchen Rohstoffen wie Kupfer, Blei, 
Zink, Zinn, Quecksilber und Wolfram langfristig zu sichern, deren 
Vorräte selbst bei gleichbleibender Ausbeutung nach Angaben 
verschiedener wissenschaftlicher Untersuchungen (z. B. Club of 
Rome, Bundesanstalt für Bodenforschung, Hannover) nach läng-
stens zwei bis vier Jahrzehnten erschöpft sein werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde gerne beide 
Fragen im Zusammenhang beantworten. 

Präsident Frau Renger: Da der Fragesteller damit 
einverstanden ist, rufe ich auch die Frage 18 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) auf: 

Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen Formen und In-
stitutionen der internationalen Kooperation für geeignet, die 
sich abzeichnende Rohstoffverknappung der nächsten Jahrzehnte 
zu bewältigen, und welche Vorstellungen hat die Bundesregie-
rung davon, diese Formen und Institutionen im Interesse un-
seres rohstoffarmen Landes im Hinblick auf das Ziel einer lang-
fristigen Rohstoffsicherung leistungsfähiger zu machen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat bereits 1970 im Rahmen ihrer Rohstoffversor-
gungspolitik mit dem Explorationsprogramm eine 
wesentliche Maßnahme zur langfristigen Sicherung 
der Versorgung mit mineralischen Rohstoffen einge-
leitet. Dieses Programm, das erfolgversprechend ver-
läuft, wird in den nächsten Jahren noch ausgebaut. 
Unter dem Gesichtspunkt der geologischen Reser-
ven ergibt sich, daß bei den genannten Rohstoffen 
auch langfristig mit einer Erschöpfung der Reserven 
nicht zu rechnen ist. Eine Betrachtung der Lebens-
dauer der Reserven muß davon ausgehen, daß jede 
Anhebung des Preisniveaus bei den betroffenen 
Rohstoffen eine Überführung von geologischen Res-
sourcen in wirtschaftlich gewinnbare Reserven zur 
Folge hat. So würde z. B. eine Anhebung des Zink-
preises um nur 12 Cents eine Verdoppelung der 
Weltzinkreserve bedeuten. 

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß 
die tatsächliche Verfügbarkeit dieser Reserven und 
damit die Sicherheit der Versorgung davon abhän-
gen, daß die Lagerstätten ohne Störung erschlossen 
und abgebaut sowie die Bergbaukapazität entspre-
chend der weltweit steigenden Nachfrage ausgebaut 
werden kann. Die Bundesregierung hat in Beant-
wortung der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Breidbach, Dr. Narjes, Schmidhuber, Lenzer und der 
Fraktion der CDU/CSU betreffend Rohstoffsicherung 
zu diesem gesamten Problemkreis ausführlich Stel-
lung genommen, abgedruckt in der Bundestagsdruck-
sache 7/4479 vom 15. Dezember 1975. 

Die Bundesregierung hält die gegenwärtigen For-
men und Institutionen der internationalen Koopera-
tion im Grundsatz für geeignet, wesentliche Bei-
träge zur Verbesserung und Sicherung der Rohstoff-
versorgung leisten zu können. Dazu zählt einmal die 
Zusammenarbeit der europäischen geologischen 
Dienste, die sich mit der genauen Erforschung des 
Ressourcenpotentials der Europäischen Gemein-
schaft beschäftigen, aber auch die Arbeit der ver-
schiedenen Fachgremien der Europäischen Gemein-
schaft und der OECD. Die Bundesregierung wird die 
Tätigkeit dieser Institutionen auch weiterhin unter-
stützen. 

Die Bundesregierung wiederholt in diesem Zusam-
menhang jedoch ihre Auffassung, daß auch die lang-
fristige Sicherung der Rohstoffversorgung primär 
eine eigenverantwortliche Aufgabe der privaten 
Wirtschaft ist, die unverändert als eigentlicher Trä-
ger der Versorgung zu gelten hat. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Klein. 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Zu Beginn Ihrer 
Ausführungen drückten Sie einen gewissen Optimis-
mus der Bundesregierung bezüglich der Versorgung 
mit bestimmten Rohstoffen aus. Auf einen wie lan-
gen Zeitraum erstreckt sich dieser Optimismus der 
Bundesregierung im Hinblick auf die Sicherheit der 
Rohstoffversorgung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dieser 
Zeitraum ist bezüglich der einzelnen Rohstoffe un-
terschiedlich groß. Ich habe darauf hingewiesen, daß 
die Verfügbarkeit der Rohstoffe sehr stark vom 
Preisniveau abhängig ist. Ich darf dabei noch einmal 
auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage Ihrer 
Fraktion durch die Bundesregierung verweisen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß das Abkommen mit der 
Volksrepublik Polen, das vor wenigen Tagen unter-
zeichnet wurde und die Errichtung eines großen In-
dustriewerks in Polen gegen die Lieferung von Kup-
fer vorsieht, den deutschen Kupferbedarf — im 
Sinne der Maßnahmen, nach denen in der Frage um 
Auskunft gebeten wird — auf Jahre hinaus krisen-
fest sichert? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann das nach 
Unterzeichnung bestätigen, ohne daß ein Zusam-
menhang zwischen dem Bau dieses Werks und einer 
Abnahmegarantie der Bundesregierung gegeben 
wäre. 

Präsident Frau Renger: Die Fragen 19 des Abge-
ordneten Dr. Kunz (Weiden), 20 und 21 des Abge-
ordneten Wolfram (Recklinghausen) und 22 des Ab-
geordneten Dr. Waigel werden auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
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Präsident Frau Renger 
Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 

Lenzer auf: 
In welchem Umfang wurden und werden Anfragen deutscher 

Firmen für die Lieferung von Kernkraftwerken ins Ausland und 
die daraus resultierenden Bürgschaftsverpflichtungen innerhalb 
der Bundesregierung von dem jeweiligen Auftraggeberland 
abhängig gemacht, und wie trägt die verzögerte Handhabung 
der Genehmigung derartiger Exporte und Bürgschaften mit dazu 
bei, Aufträge an die deutsche Industrie zu verhindern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Ausfuhr von 
Kernkraftwerken, Herr Kollege Lenzer, ist nach 
dem Außenwirtschaftsrecht genehmigungspflichtig. 
Genehmigungen würden nur versagt werden, wenn 
die Bundesregierung zu der Auffassung gelangte, 
daß die Ausfuhr von Kernkraftwerken in das in 
Frage kommende Empfängerland zu einer Beein-
trächtigung unserer sicherheits- oder außenpoliti-
schen Interessen oder zu einer Störung des Völker-
friedens führen würde. 

Mir ist kein Fall bekannt, in dem es zu einer Ver-
zögerung des Genehmigungsverfahrens gekommen 
wäre, die eine Auftragserteilung zur Kernkraft-
werkslieferung an die deutsche Industrie verhindert 
hätte. Das gilt auch für das Ausfuhrbürgschaftsver-
fahren. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn ich 
auf das konkrete Projekt Kernkraftwerk Koeberg, 
Südafrika, zurückkommen kann: In welcher Weise 
ist die Industrie an die Bundesregierung herange-
treten, und wann ist das, wenn überhaupt, gesche-
hen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in die-
sem Verfahren hat es verschiedene Stadien gege-
ben. Entscheidend für die Beantwortung Ihrer Frage 
ist die Tatsache, daß ein Antrag auf Ausfuhrgeneh-
migung nicht gestellt worden ist. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Darf ich fragen, weil das unter 
Umständen auch auf andere Weise üblich ist: Ist 
vielleicht auf dem Wege des informellen Gesprächs 
an die Bundesregierung herangetreten worden, um 
vorher zu klären, ob ein solcher Antrag überhaupt 
Aussicht auf Erfolg hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist richtig, daß sol-
che Kontakte — sehr enge — stattgefunden haben. 
Ich kann sagen, daß die Erfolgschancen der KWU 
für dieses Projekt durch die Haltung der Bundes-
regierung in keiner Weise beeinträchtigt worden 
sind, ohne daß für die Bundesregierung in irgend-
einer Phase die Notwendigkeit bestanden hätte, zu 
einem — nicht vorhandenen — Antrag ja oder nein 
zu sagen. 

Präsident Frau Renger: Damit die Fragen aus 
Ihrem Geschäftsbereich beantwortet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Loge-
mann steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Rainer auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Kiechle auf. — Der Abgeordnete ist ebenfalls nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 26 und 27 des Abgeordneten Immer 
(Altenkirchen) werden auf Wunsch des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 28 und 29 des Abgeordneten Löffler 
sind vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten 
Eigen auf : 

In welcher Weise stellt die Bundesregierung im Ministerrat der 
EG in Brüssel sicher, daß die Aufnahmekapazität für die Rind-
fleischintervention während des Weideabtriebs 1976 ausreicht, um 
Marktzusammenbrüche zu vermeiden, zumal wegen der Bar-
depotgesetze in Italien, in Dänemark und der Bundesrepublik 
Deutschland große Mengen Rindfleisch zusätzlich interveniert 
werden mußten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Eigen, die Bundesregierung trifft schon 
jetzt alle Vorkehrungen für die Abwicklung des 
Weideabtriebs 1976. Ein erster Schritt zur Entla-
stung der staatlichen Interventionsstellen in den 
kommenden Monaten wurde bereits mit dem Anlau-
fen einer EWG-Beihilfenaktion für die private La-
gerhaltung von Rindfleisch im Rahmen eines Aus-
schreibungsverfahrens vollzogen. Außerdem wird 
in den zuständigen EG-Gremien zur Zeit von deut-
scher Seite gefordert, die Beschränkung dieser Ak-
tion auf EG-zugelassene Kühlhäuser aufzuheben, da-
mit zusätzliche Kühlkapazitäten mobilisiert wer-
den. Darüber hinaus ist die EVSt-Schlachtvieh 
angewiesen worden, sich um die Beschaffung zu-
sätzlicher Einfrier- und Lagerkapazitäten im In- und 
Ausland zu bemühen. Außerdem ist in den Herbst-
monaten 1976 eine Konservierungsaktion für Rind-
fleisch vorgesehen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nachdem 
ich Ihnen zu Ihrem 69. Geburtstag herzlich Glück 
gewünscht habe, kann ich es mir nun doch nicht 
ersparen, zu diesem Problem eine Anmerkung zu 
machen, und zwar in Verbindung mit der Vermark-
tungsprämie, die durch Beschluß des Ministerrates 
aufgehoben worden ist, wodurch eine neue Welle 
der Intervention von Rindfleisch ausgelöst worden 
ist. 
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Logemann, Parl. Staatssekretär: Da haben Sie 
recht. Die Erzeugerprämie ist aufgehoben worden. 
Wir sehen auch keine Möglichkeit, sie wieder ein-
zuführen. Die Schwierigkeit liegt hier in der Finan-
zierung. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie auf 
den zweiten Teil meiner Frage nicht eingegangen 
sind, nämlich auf die Auswirkungen des Bardepotge-
setzes etwa in Italien und Dänemark in bezug auf 
die Ausweitung der Interventionsmaßnahmen für 
Rindfleisch, darf ich die Frage anhängen, ob Sie der 
Meinung sind, daß dies keine Rolle gespielt hat, 
obgleich z. B. gerade Dänemark 40 000 Tonnen zu-
sätzlich eingelagert worden sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe die sich 
im Zusammenhang mit dem Bardepotgesetz in Ita-
lien ergebenden Probleme in den letzten Frage-
stunden immer wieder behandelt. Es ist dabei durch-
aus so, daß Auswirkungen vorhanden sind. Wir hof-
fen aber — und das ist wohl unsere gemeinsame 
Hoffnung —, daß dieses Bardepotgesetz nur von 
kurzer Dauer ist und dann die Exporte wieder laufen 
werden. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 31 des 
Herrn Abgeordneten Eigen auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in Brüssel vor-
geschlagen, damit Qualitätsweizen der Sortengruppe Diplomat 
in der Ernte 1976 einen Preis erzielen kann, der dem Mehr-
aufwand und der Ertragsleistung entspricht? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ei-
gen, eine unmittelbare Preisstützung für Qualitäts-
weizen in der EG-Marktorganisation für Getreide 
kommt nur bei der Intervention in Betracht. Vom 
Beginn des Wirtschaftsjahres 1976/77 an, also ab 
1. August 1976, wird bei der Intervention zwischen 
Weichweizen zur Brotherstellung und anderem 
Weichweizen unterschieden. Die Preisdifferenz be-
trägt 55,69 DM je Tonne. Damit wird erstmals bei 
der Intervention die bessere Qualität unter Berück-
sichtigung von Mehraufwand und geringerem Er-
trag höher bewertet. 

Eine Preisdifferenzierung bei der Intervention 
nach Sorten ist nicht durchführbar. Sowohl die Viel-
zahl der in der EG angebauten Weizensorten als 
auch deren jährlich regional und sogar betrieblich 
unterschiedlichen Qualitätsergebnisse stünden einer 
nach Sorten ausgerichteten Preisdifferenzierung 
bei der Intervention entgegen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in der 
Diskussion um die Veränderung der Getreidemarkt-
ordnung in der Europäischen Gemeinschaft spielte 
auch eine große Rolle, daß für Qualitätsweizen, und 
zwar auch der Sortengruppen A 2, nunmehr die Mög-
lichkeit geschaffen werden soll — deswegen habe 
ich die Sortengruppe „Diplomat" als eine Standard-

sorte dieser Güteklasse genannt —, die Qualitäts-
produktion zu honorieren, die auf Grund des Markt-
strukturgesetzes über die Erzeugergemeinschaften in 
Deutschland, vor allen Dingen auch in Schleswig-
Holstein, vorangetrieben worden ist. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Genau das, Herr 
Kollege Eigen, ist seit langem unser Anliegen. Die 
Schwierigkeit lag bisher manchmal in der Unter-
scheidung. Aber wir haben jetzt Backtests zur Ver-
fügung, die einen sicheren Anhaltspunkt für die 
Qualität des jeweils angelieferten Weizens geben. 
Ich bin der Auffassung, daß wir hier weiter so 
verfahren sollten. 

Das, was die Bundesregierung getan hat, schlägt 
sich auch in der Preisdifferenzierung zugunsten des 
Qualitätsweizens nieder. Ich glaube, bezüglich der 
Sortengruppe „Diplomat" brauchen Sie noch nicht 
in Sorge zu sein. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Darf ich also feststellen, daß 
meine Sorge berechtigt ist, daß die Bundesregierung 
auf Grund Ihrer Aussage nicht bereit ist, über die 
Differenzierung zwischen Massen- oder Problem-
weizen und Füllweizen mit Backeigenschaften hinaus 
etwas für besonde Qualitätsproduktionen an Back-
weizen zu tun? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich würde das 
nicht so ausdrücken, Herr Kollege Eigen. Ich habe 
ausdrücklich gesagt, daß wir uns bemühen werden, 
die Qualitätsweizensorten preislich besser zu stellen. 
Wir können uns dabei nicht auf eine Sorte einstel-
len, weil das ungeheure Schwierigkeiten machen 
würde — das ist hier ausgeführt worden —, sondern 
wir müssen uns eben so verhalten, daß die höhere 
Qualität beim Weizen auch tatsächlich eine bessere 
Bezahlung erfährt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Dr. 
Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, auch unter Verletzung der Richt-
linien der Fragestunde einen herzlichen Glück-
wunsch zu Ihrem Geburstag von den sozialdemo-
kratischen Mitgliedern dieses Hauses entgegenzu-
nehmen? 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Nett, daß Ihnen das ein-
fällt, meine Herren. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Vielen Dank, 
Herr Kollege Arndt. Vielen Dank auch Ihnen, Herr 
Kollege Eigen. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. Damit sind die Fragen aus Ihrem Ge-
schäftsbereich beantwortet. 
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Präsident Frau Renger 
Ich komme nunmehr zum Geschäftsbereich des 

Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Fragen 32 und 33 werden auf Wunsch des 
Fragestellers, des Abgeordneten Wawrzik, schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lage abgedruckt. 

Die Frage 34 des Herrn Abgeordneten Pawelczyk 
wurde zurückgezogen. 

Ich rufe Frage 35 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wernitz auf: 

Wie wird bei Konkursfällen im Zusammenhang mit dem Ge-
setz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (In-
solvenzsicherung) dafür Sorge getragen, daß sowohl Konkurs-
verwalter als auch Anspruchsberechtigte über das Verfahren zur 
Anmeldung von Ansprüchen oder Anwartschaften ausreichend 
informiert sind und diese auch rechtzeitig anmelden, und was 
könnte hier auf Grund der bisherigen Erfahrungen gegebenen-
falls zur Sicherstellung der Zielsetzung des Gesetzes zusätzlich 
getan werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
zunächst möchte ich bemerken, daß das Gesetz zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
zusammen mit dem Gesetz über das Konkursaus-
fallgeld eine wichtige Sicherung der Arbeitnehmer 
vor allem im Konkursfall eingeführt hat. Allein bis 
heute werden über 11 000 Versorgungsempfänger 
und etwa ebenso viele Versorgungsanwärter mit 
unverfallbarer Anwartschaft, die andernfalls ihre 
Rentenansprüche verloren hätten, gesichert. 

Nach dem Betriebsrentengesetz bestehen nun-
mehr im Falle des Konkurses Ansprüche gegen den 
Pensions-Sicherungs-Verein in Köln als dem Träger 
der Insolvenzsicherung. Die Ansprüche und Anwart-
schaften sind dem Träger der Insolvenzsicherung 
vom Konkursverwalter mitzuteilen. Der Arbeitge-
ber, der sonstige Versorgungsträger — z. B. die 
Unterstützungskasse oder ein Unternehmen der Le-
bensversicherung — und die Anspruchberechtigten 
sind verpflichtet, dem Konkursverwalter über die 
erforderlichen Tatsachen Auskunft zu erteilen. Die 
Verletzung dieser gesetzlichen Pflichten des Kon-
kursverwalters und der Auskunftspflichtigen kann 
durch Geldbußen bis zu 5 000 DM geahndet werden. 

Der Träger der Insolvenzsicherung teilt dem Be-
rechtigten die ihm zustehenden Ansprüche und An-
wartschaften schriftlich mit. Unterbleibt eine derar-
tige Mitteilung, hat der Berechtigte zusätzlich die 
Möglichkeit, seine Rechte selbst anzumelden. Dieses 
gesetzliche Verfahren hat sich — nach einer An-
fangsphase — gut bewährt. Der Pensions-Siche-
rungs-Verein bleibt durch geeignete Informations-
maßnahmen bemüht, die Zusammenarbeit insbeson-
dere mit den Konkursverwaltern so reibungslos zu 
gestalten, wie es zur Sicherstellung der Zielsetzung 
des Gesetzes geboten ist. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hält daher im gegenwärtigen Zeitpunkt keine zu-
sätzlichen Maßnahmen für erforderlich. Er steht je-
doch mit dem Pensions-Sicherungs-Verein in stän-
digem Kontakt und wird, falls dies in Zukunft an-
gebracht sein sollte, geeignete Schritte zur Beseiti-

gung von auftretenden Schwierigkeiten in die Wege 
leiten. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, könnte es 
angesichts der Tatsache, daß in Fällen von Konkur-
sen beim Konkursverwalter ja zunächst viele andere 
Aufgaben anfallen, hier nicht so sein, daß diese 
Rechte und Aufgaben zwangsläufig etwas hintange-
stellt werden, und wäre es deshalb trotz Ihrer Aus-
sage auch im Hinblick auf die Situation der betroffe-
nen Arbeitnehmer nicht sinnvoll, die Informations-
qualität etwas zu verbessern? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, un-
sere bisherigen Erfahrungen zeigen eigentlich, daß 
solche Befürchtungen nicht angebracht sind. Die der-
zeitige Abwicklung dauert in aller Regel — von der 
Kenntnis des Insolvenzfalles an gerechnet — drei 
bis vier Monate, und in den Fällen, in denen Be-
triebe bereits gespeicherte Daten haben, ist eine 
fast nahtlose Weiterzahlung der Rente möglich. Von 
daher sind besondere Befürchtungen, wie gesagt, 
nicht angebracht. 

Dennoch wird — wie in der Vergangenheit —
auch künftig durch geeignetes Material, durch Pres-
severöffentlichungen und Erklärungen, Aufklärungs-
arbeit zu leisten sein, damit dieses besondere Ge-
setz von möglichst allen Berechtigten in Anspruch 
genommen werden kann. 

Präsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich 
das also so verstehen, daß Sie in jedem Falle die 
Entwicklung in der Praxis verfolgen und daraus, 
falls sich dies als notwendig erweisen sollte, auch im 
Hinblick auf eine Verbesserung der Informations-
qualität Konsequenzen zu ziehen bereit sind? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wer-
nitz, ich sagte bereits: Wir haben einen sehr kurzen 
Draht zum Pensions-Sicherungs-Verein in Köln. 
Sicherlich sind auch wir daran interessiert, daß die-
ses neue Gesetz nun reibungslos umgesetzt wird. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Blank. 

Blank (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie be-
stätigen, daß in der Öffentlichkeit — insbesondere 
in der interessierten Öffentlichkeit diese Möglich-
keit hinreichend bekannt ist, und können Sie Aus-
kunft darüber geben, in wie vielen Fällen bisher 
davon Gebrauch gemacht worden ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sagte vorhin bereits, daß zur Zeit 11 000 Arbeitneh-
mer durch dieses Gesetz Versorgungsleistungen er-
halten, die sie ohne diese gesetzliche Regelung nicht 
erhalten hätten. Weitere 11 000 Anwartschaften be- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Juni 1976 	17707 

Parl. Staatssekretär Buschfort 
stehen, so daß mittlerweile von dieser Absicherung 
der betrieblichen Altersversorgung über den Pen-
sions-Sicherungs-Verein 22 000 Arbeitnehmer er-
faßt werden. Das ist eigentlich auch ein Beweis da-
für, wie wichtig diese gesetzliche Regelung war. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. Damit ist Ihr Geschäftsbereich abgeschlos-
sen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Schmidt zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 36 auf. — Der Herr Abgeordnete 
Schröder (Lüneburg) ist nicht anwesend. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet, und die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 37 des Abgeordneten de Terra auf: 
Wie wird bei Befragungen (Fragebogenaktionen) von Ange-

hörigen der Bundeswehr die Freiwilligkeit und die Anonymität 
sichergestellt, insbesondere in kleinen Standorten und bei der 
Befragung zahlenmäßig kleiner Gruppen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Gestatten Sie, Herr Kollege de 
Terra, daß ich Ihre beiden Fragen im Zusammen-
hang beantworte? 

Präsident Frau Renger: Dann rufe ich auch noch 
Frage 38 des Herrn Abgeordneten de Terra auf: 

Gibt es einen besonderen Schutz für die Betroffenen bei Fra-
gen nach höchstpersönlichen Entscheidungen des einzelnen, z. B. 
nach einer geheimen Wahlentscheidung. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, bei 
Befragungen von Angehörigen der Bundeswehr 
durch Fragebogenaktionen wird vor Beginn der Da-
tenerhebung die Freiwilligkeit der Teilnahme aus-
drücklich betont. Personen, die mit der Befragung 
nicht einverstanden sind, haben natürlich die Mög-
lichkeit, die Teilnahme zu verweigern. Weiter kön-
nen die Befragten auch im Verlaufe der Befragung 
noch zurücktreten, wenn sich Gesichtspunkte erge-
ben, die den Abbruch der Befragung für sie ratsam 
erscheinen lassen. 

Die Anonymität bei Befragungen wird — unab-
hängig von der Größe des Standortes oder der be-
fragten Gruppe — dadurch sichergestellt, daß auf die 
Angabe des Namens sowie sonstiger direkter Identi-
fizierungsmerkmale ausdrücklich verzichtet wird. 
Darüber hinaus nimmt der durchführende Psycho-
loge unmittelbar nach Beendigung der Datenerhe-
bung die Fragebogen unter Verschluß und über-
wacht die ordnungsgemäße Versendung des Mate-
rials an die auswertende Dienststelle. Das Daten-
material wird dort in der Regel unter Wahrung der 
einschlägigen Sicherheitsbestimmungen vernichtet. 

Alle erhobenen Daten unterliegen sowohl im 
Interesse der Versuchspersonen als auch im Sinne 
einer Voraussetzung für verwertbare Ergebnisse 
einer besonderen Vertraulichkeit. Der besondere 
Schutz liegt in der Tatsache, daß die Daten keinen  

anderen Personen als den für die Untersuchung ver-
antwortlichen Wissenschaftlern zugänglich sind. 

Abschließend, verehrter Herr Kollege: Ihre Fra-
gen beziehen sich offensichtlich auf die kürzlich 
durchgeführte Untersuchung zur „Wirkungsanalyse 
der politischen Bildung in der Bundeswehr". Dazu 
kann eindeutig festgestellt werden, daß eine Frage 
nach einer höchstpersönlichen Entscheidung wie z. B. 
nach einer geheimen Wahlentscheidung nicht gestellt 
worden ist. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Die Fragen 
aus Ihrem Geschäftsbereich sind damit beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Zander steht zur Beant-
wortung der Fragen zur Verfügung. Wir kommen 
zur Frage 39 des Herrn Abgeordneten Fiebig: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen, um durch Forschungsaufträge zur Vorbereitung der Arznei-
mittelprüfrichtlinie die medizinische Entscheidungstheorie zur 
Beurteilung von Unbedenklichkeit und Wirksamkeit von Arznei-
mitteln weiterzuentwickeln, so daß entsprechend den Erläute-
rungen des federführenden Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit — daß die Wirksamkeitsnachweise entscheidungs-
theoretisch zu führen seien — mit Inkrafttreten des Arzneimittel-
gesetzes praktikable und schon erprobte Methoden zur Verfü-
gong stehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Fiebig, bereits im Juli 1974 hat der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit ein Forschungs-
vorhaben ausgeschrieben, das zum Ziel hat, Nach-
weismethoden zur Beurteilung der Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit von Naturheilmitteln zu entwik-
keln. Es geht besonders um Vorhaben, deren Ver-
suchsplanung, Versuchsdurchführung und Versuchs-
ergebnisse Modellcharakter erwarten lassen. Auf 
diese Ausschreibung hin sind Anträge aus den Krei-
sen der Homöopathie, Anthroposophie und Phyto-
therapie eingegangen. 238 000 DM sind bereits be-
willigt worden, und über 256 000 DM läuft das Be-
willigungsverfahren. So wie die Dinge liegen, sind 
Ergebnisse nicht vor Mitte nächsten Jahres zu erwar-
ten. Im übrigen erwarte ich, daß von den Sachver-
ständigenkommissionen, die bei der Zulassung der 
Arzneimittel mitwirken werden, Impulse und An-
regungen in bezug auf die Prüfmethoden ausgehen. 
Ich erwarte das insbesondere bei den Sachverständi-
genkommissionen, die bei der Zulassung homöopa-
thischer, anthroposophischer und phytotherapeuti-
scher Arzneimittel mitwirken. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter? — Keine Zusatzf rage.  

Ich rufe Frage 40 des Herrn Abgeordneten Fiebig 
auf: 

In welcher Form gedenkt die Bundesregierung, den bei der 
Verabschiedung des Arzneimittelgesetzes erläuterten Willen des 
Gesetzgebers — die Gleichberechtigung aller therapeutischen 
Richtungen und die ausdrückliche Ablehnung des wissenschaft-
lichen Alleinvertretungsanspruchs einzelner therapeutischer Rich-
tungen — bei der Vergabe von Forschungsmitteln zu berücksich-
tigen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 
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Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
die Bundesregierung wird bei der Vergabe von For-
schungsmitteln auf dem Gebiet der Prüfung von 
Arzneimitteln keine therapeutischen Richtungen 
benachteiligen. Sie wird besonders beachten, auf 
welchen Teilgebieten noch ein Nachholbedarf be-
steht. Ich möchte jedoch darauf hinweisen, daß für 
diese Zwecke nicht unbegrenzt Mittel zur Verfü-
gung stehen und daß tatsächlich nur solche Vorha-
ben berücksichtigt werden können, die im Ergebnis 
Modellcharakter erwarten lassen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Fiebig, bitte sehr. 

Fiebig (SPD) : Ist die Bundesregierung bereit, da-
für Sorge zu tragen, daß z. B. bei der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft entsprechende Forschungs-
aufträge durch Gutachter beurteilt werden, die auf 
den entsprechenden Gebieten wissenschaftliche Er-
kenntnisse und praktische Erfahrungen haben, so daß 
nicht schon die kontroversen theoretischen Voraus-
setzungen zu einer Benachteiligung der angespro-
chenen Therapierichtungen führen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ja, es ist ganz selbst-
verständlich — ich sagte Ihnen das schon, Herr 
Kollege Fiebig —, daß wir alles tun werden, um 
keine Richtung zu benachteiligen. Im übrigen wer-
den solche Entscheidungen natürlich nicht aus-
schließlich im Entscheidungsbereich der Bundesre-
gierung autonom gefällt, sondern da wirken ent-
sprechende sachverständige Gremien mit, die eben-
falls darauf achten, daß keine Richtung diskriminiert 
oder bevorzugt wird. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Fiebig • (SPD) : Herr Staatssekretär, ist das Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
auch bereit, die entsprechenden Sachverständigen, 
die dem parlamentarischen Unterausschuß „Arznei-
mittelrecht" zur Verfügung gestanden haben, zur 
Beantwortung der anstehenden Fragen heranzuzie-
hen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann keine Sach-
verständigen ausschließen. Denn täte ich das, würde 
ich mich hinsichtlich der Absicht der Bundesregie-
rung Lügen strafen, niemanden zu benachteiligen. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 41 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hammans auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den plötzlichen 
Stopp von Krankenhaus-Neubauten in der Bundesrepublik 
Deutschland die hochspezialisierte Industrie, die Krankenhaus-
möbel für den Pflegebereich, wie Krankenbetten, Krankennacht-
tische, Ausstattungen von Schwesternwohnheimen und Alten-
pflegestätten usw. herstellt, in größte Schwierigkeiten gekom-
men ist und Mitarbeiter mit besonders spezifischem „Know-how" 
ihre Arbeitsplätze zu verlieren drohen, obwohl man auf eine 
gewisse Sättigung dieses Marktes eingestellt gewesen ist, und 
welche Wege könnten im Zuständigkeitsbereich der Bundes-
regierung beschritten werden, um die oben angeführte Spezial-
industrie in ihrem Bestand zu erhalten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hammans, der Bundesregierung ist der von Ihnen 
dargelegte Sachverhalt nicht bekannt. Sie hat im 
Gegenteil im Jahre 1976 für die Beschaffung von 
kurz- und mittelfristigen Anlagegütern mehr Mittel 
bereitgestellt als im Jahre 1975. Die Mittel des 
Bundes, die nach dem Krankenhausfinanzierungs-
gesetz für den Neubau und sogenannte mittelfristige 
Anlagegüter bereitgestellt werden, sind von 385 Mil-
lionen DM im Jahre 1975 auf 404 Millionen DM für 
das Jahr 1976 erhöht worden. Infolge der rückwir-
kenden Anpassung der Pauschalen für kurzfristige 
Anlagegüter nach § 10 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes werden außerdem im Jahre 1976 von 
Bund und Ländern insgesamt 242 Millionen DM mehr 
bereitgestellt als 1975. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie im Hinblick auf die betroffene Industrie, die 
vorwiegend im Bundesland Nordrhein-Westfalen an-
gesiedelt ist, auf die unbestreitbare Verringerung 
der Zahl der Krankenhausneubauten, aber auch im 
Hinblick darauf, daß diese Industrie langfristig und 
mittelfristig eine Sättigung des Marktes erkannt hat, 
bereit mitzuhelfen, daß jährlich etwa 60 Millionen 
DM von Bund, Ländern und Gemeinden zusätzlich 
zur Verfügung gestellt werden, damit diese Indu-
strie, die nicht durch eigenes Verschulden, sondern 
durch mangelnde Aufträge der Bundesländer in 
diese Situation gekommen ist, die Möglichkeit be-
kommt, die Facharbeiter in den Betrieben zu behal-
ten, um das Know-how nicht verlorengehen zu las-
sen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hammans, soweit es sich hier um das Problem der 
Sättigung des Marktes handelt, bei der auch andere 
Faktoren als die nur von der öffentlichen Hand zu 
beeinflussenden Krankenhausneubauten eine Rolle 
spielen, wissen Sie selbst, daß keine Einflußmöglich-
keit gegeben ist. Was die Mittel nach dem Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz angeht, so sind sie aus-
drücklich von den Kürzungen ausgenommen worden, 
die in späteren Jahren auf Grund des Haushalts-
strukturgesetzes eintreten werden, so daß hier 1976 
eine Bewegung weder nach oben noch nach unten 
durch Einflußnahme der Bundesregierung möglich 
ist. Für das Jahr 1976 sind die Zahlen tatsächlich hö-
her als 1975, und zwar was beide im Krankenhaus-
finanzierungsgesetz vorgesehenen Finanzierungs-
möglichkeiten angeht. Für 1977 und spätere Jahre 
werden allerdings Einschränkungen bei den Aus-
gaben der öffentlichen Hand für den Neubau und 
für andere Einrichtungen in Krankenhäusern zu re-
gistrieren sein. Das sehen die Zahlen vor, die in der 
mittelfristigen Finanzplanung und auch auf Grund 
des Haushaltsstrukturgesetzes festgelegt worden 
sind. Im übrigen sind solche Entscheidungen 
nur von Bund und Ländern gemeinsam zu treffen. 
Der Rahmen ist hier für die nächsten Jahre abge-
steckt worden. 
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Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, nachher von mir eine Ausarbeitung 
der betroffenen Industrie entgegenzunehmen, aus 
der in eklatanter Weise die Diskrepanz zwischen 
dem, was Sie hier ausgeführt haben, und der Wirk-
lichkeit, wie die betroffene Industrie heute dasteht, 
hervorgeht, die — zum Glück hat sie in den mei-
sten Fällen noch andere Beine, auf denen sie steht 

durch den Stopp der Krankenhausneubauten und, 
damit verbunden, durch den Rückgang bei der Be-
schaffung von Krankenhausgeräten in diese miese 
Situation gekommen ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hammans, selbstverständlich bin ich gern bereit, 
von Ihnen Unterlagen jeglicher Art zur Aufklä-
rung von Sachverhalten entgegenzunehmen. Ich muß 
Ihnen aber noch einmal sagen: im Jahre 1976 sind 
bundesweit erheblich mehr Mittel für Krankenhäu-
ser nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz auf-
gewandt worden als 1975. Es mag sein, daß es regio-
nale Abweichungen gibt, etwa in Bundesländern, die 
bereits in früheren Jahren durch Krankenhausneu-
bauten einen hohen Stand der Versorgung erreicht 
hatten. Bundesweit aber sind die Mittel erhöht wor-
den. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie meinem Kollegen Dr. Hammans vielleicht 
noch einmal darstellen, daß für den Neubau von 
Krankenhäusern die Länder allein zuständig sind. 

Aber darüber hinaus darf ich Sie fragen, ob es 
möglich ist, mit Mitteln Ihres Ministeriums für die-
sen Bereich des Industriezweiges einmal ein Gutach-
ten erstellen zu lassen, damit all die Unsicherheiten, 
die bisher — jetzt aus der neuen Situation der Län-
der — gegeben sind, dahin gehend erfaßt werden, 
daß sich dieser Industriezweig langfristig vernünf-
tig auf Planungen einstellen kann; dann könnten 
die Werke langfristig auch stärker in verschiedenen 
Bereichen diversifizieren, um die Arbeitsplätze zu 
sichern. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Krankenhausbedarfsplanung ist eine Sache der Län-
der. Der Bund finanziert Krankenhausneubauten mit. 
Für jeden, der sich dafür interessiert, ist auf Grund 
der Finanzanmeldungen und der Mittel, die in der 
mittelfristigen Finanzplanung sowohl bei den Län-
dern als auch beim Bund bereitstehen, erkennbar, 
welche Entwicklung auf diesem Sektor in den näch-
sten Jahren zu erwarten ist. 

Aber ich bin gerne bereit, wenn das hilfreich ist, 
zusätzliches Zahlenmaterial darüber zusammenstel-
len zu lassen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage? 

Stahl (Kempen) (SPD) : Meine letzte Frage ist noch 
nicht beantwortet, Herr Staatssekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich sehe keinen Nut-
zen in einem Gutachten, sondern ich sehe nur einen 
Sinn darin, daß die bereitgestellten Mittel der öf-
fentlichen Hand — Bund und Länder — in den 
nächsten Jahren, soweit das erkennbar ist, für 
den Bereich Krankenhausbau/Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz addiert werden. Dies ist relativ leicht 
möglich. Ich glaube nicht, daß ein Gutachten, wie 
Sie es angeregt haben, hier weiterhilft. Das Zahlen-
material kann selbstverständlich bereitgestellt wer-
den. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Frau Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß in dieser Branche die von Herrn 
Abgeordneten Hammans dargestellten Tendenzen 
der Marktsättigung in anderen Bereichen der Bundes-
republik gar nicht vorhanden sind? Ich habe gerade 
kürzlich eine ähnliche Einrichtung besucht. Insbe-
sondere gibt es hier auch noch das Ausweichen auf 
den Exportmarkt, der gerade in dieser Spezialbran-
che sehr ausgedehnt ist. Ich weiß nicht, ob Ihnen 
das bekannt ist. Hier handelt es sich um Baden-
Württemberg. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ja, Frau Kollegin Dr. 
Timm, gerade weil mir das bekannt ist, war ich er-
staunt darüber, daß trotz der allgemeinen Auswei-
tung der Mittel in bestimmten Regionen eine ab-
weichende Entwicklung zu beobachten ist. Aber 
Herr Dr. Hammans hat angekündigt, mich darüber 
zu informieren. Ich werde das selbstverständlich 
gern entgegennehmen. 

Präsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft sich einmal 
gutachtlich dieser Frage anzunehmen und mit dieser 
sachkundigen Gesellschaft festzustellen, ob nicht 
das ausgeräumt werden kann, was Herr Dr. Ham-
mans hier befürchtet? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 42 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Ritz auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Chemischen Un-
tersuchungsamt, Bielefeld, gemachten Erfahrungen, daß täglich 
tonnenweise Kochschinken aus Frankreich und Belgien in die 
Bundesrepublik Deutschland verbracht wird, der beachtliche 
Mengen an Fremdwasser enthält, und was gedenkt sie dagegen 
zu tun? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Ritz, 
für die Durchführung der Lebensmittelüberwachung 
sind die obersten Behörden der Länder zuständig. 
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Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat vom nordrhein-westfälischen Ministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er-
fahren, daß gegen einige Importeure von Kochschin-
ken mit überhöhtem Wassergehalt Verfahren einge-
leitet worden sind und im übrigen Maßnahmen zur 
Koordinierung der Einfuhrkontrollen nach einem 
einheitlichen Verfahren beabsichtigt sind. 

Die Bundesregierung wird unabhängig davon um 
eine weitergehende Klärung des Sachverhalts be-
müht sein und erforderlichenfalls die im Lebens-
mittelrecht gegebenen Möglichkeiten zur Intensivie-
rung der Einfuhrkontrollen durch Mitwirkung von 
Zolldienststellen bei der Überwachung der Einfuhr 
von Lebensmitteln ausschöpfen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Ritz? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär: Sie ha-
ben das zwar im zweiten Teil Ihrer Antwort schon 
angedeutet, aber ich möchte doch fragen, ob Sie 
nicht auch dieser Meinung sind, daß es sowohl auf 
Grund des Lebensmittelgesetzes, das ein Bundes-
gesetz ist, als auch auf Grund der gemeinschaft-
lichen Agrarpolitik unverzichtbar ist, daß der Bund 
seinen vollen Einfluß geltend macht, damit hier die 
Kontrollen so sind, daß sowohl der Verbraucher 
wie der Produzent in der Bundesrepublik sicher 
sein können, daß die Nahrungsmittel, die hier ge-
kauft werden, nach deutschem Lebensmittelrecht 
den Bestimmungen entsprechen. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ritz, 
ich bestreite die Zielsetzung nicht, die auch eine 
Zielsetzung des Lebensmittelgesetzes ist, nämlich 
den Verbraucher auch bei Importen optimal zu 
schützen. Nur obliegt die Durchführung von Bundes-
gesetzen den Ländern, und hier gibt es die von mir 
angedeutete Möglichkeit, die Zolldienststellen stär-
ker einzuschalten — auf Grund des Lebensmittel-
rechtes —, wenn sich dies als erforderlich erweisen 
sollte. 

Ich kann, weil die Unterlagen und Informationen, 
die der Bundesregierung darüber vorliegen, unvoll-
ständig sind, noch nicht einmal bestätigen, daß die 
Mengen, die Sie in Ihrer Frage genannt haben, zu-
treffend sind. Wir waren nicht in der Lage, zu er-
fahren, um welche Mengen es sich handelt. Aber 
wir sind dabei, dies möglichst genau zu ermitteln, 
um dann entscheiden zu können, ob es sich um 
einen Vorgang handelt, der so gravierend ist, daß 
über die Bemühungen des zuständigen Bundeslan-
des hinaus auch noch die Möglichkeiten des Bun-
des ausgeschöpft werden sollten. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage mehr. 
Dann rufe ich die Frage 43 des Abgeordneten Dr. 
Ritz auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Chemischen Un-
tersuchungsamt, Bielefeld, gemachten Erfahrungen, daß bei amt-
lichen Kontrollen bei der Einfuhr von Kochschinken und deren 
lebensmittelrechtlicher Beanstandung sich Großhändler und Im-
porteure geschickt der Verfolgung entziehen und daß durch dieses 
Beispiel festzustellen sei, daß die Lebensmittelüberwachung 
in den letzten sechs Jahren ihre Aufgabe auf der Ebene der 

Exekutive beim Import nicht erfüllt habe, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegebenenfalls dagegen zum Schutz der Ver-
braucher und der deutschen Produzenten zu unternehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Ritz, die Durchführung von Überwachungsmaßnah-
men auf Grund des Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetzes ist Angelegenheit der Länder. 
Daher sind auch im vorliegenden Falle die Organi-
sation und Durchführung von Untersuchungen und 
die Einleitung von Ermittlungen sowie die Auswer-
tung hierbei gesammelter Erfahrungen zunächst Auf-
gabe der zuständigen Behörden in Nordrhein-West-
falen. Eine Beurteilung der Sachlage durch die Bun-
desregierung kann erst erfolgen, wenn die Ergeb-
nisse der Untersuchungen und Ermittlungen vorlie-
gen. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit ist um eine Klärung bemüht, ob auch 
in anderen Überwachungsbereichen bei der Unter-
suchung von Kochschinken Feststellungen getrof-
fen werden konnten, die die Befunde des Chemi-
schen Untersuchungsamts Bielefeld bestätigen. Es 
wird dann zu entscheiden sein, ob und inwieweit 
eine Einschaltung der Zolldienststellen gemäß § 48 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
erforderlich ist. Eine solche Maßnahme würde die 
Möglichkeit eröffnen, bei der zollamtlichen Abferti-
gung Lebensmittelsendungen anzuhalten und im 
Verdachtsfall einer für die Lebensmittelüberwa-
chung zuständigen Behörde vorzuführen. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist diese 
Beurteilung des Untersuchungsamts in Bielefeld 
nicht auch nach Ihrer Auffassung so vernichtend, 
daß es jetzt darauf ankommt, nicht lange zu prüfen, 
sondern z. B. in der gemeinschaftlichen Konferenz 
der zuständigen Länderminister mit dem Bundesmi-
nister sicherzustellen, daß hier einheitliche Verfah-
ren zur Anwendung in Gang gesetzt werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Darum sollte man 
sich mit Sicherheit bemühen. Aber für uns bleibt 
es zunächst eine Verpflichtung auf Grund der ge-
setzlichen Situation, abzuwarten, inwieweit im Land 
Nordrhein-Westfalen oder an anderen Stellen, wo 
Untersuchungen laufen, ähnliche Ergebnisse festge-
stellt werden und ob das Veranlassung ist, über 
die zuständigen Länder hinaus Bundeskompetenzen 
in Anspruch zu nehmen. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage mehr. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung die vakante Stelle des 
Direktors des Instituts für Sozialmedizin und Epidemiologie im 
Bundesgesundheitsamt mit einem qualifizierten Sozialmediziner 
oder Epidemiologen zu besetzen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Zander, Parl. Staatssekretär: Wären Sie mit ge-
meinsamer Beantwortung Ihrer beiden Fragen 44 
und 45 einverstanden? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Ja!) 

Präsident Frau Renger: Dann rufe ich auch die 
Frage 45 des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein auf: 

Wird sich die Bundesregierung von einem kompetenten Beru-
fungsbeirat beraten und einen Besetzungsvorschlag erarbeiten 
lassen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat sich von einem kompetenten Berufungsbeirat 
beraten lassen, dem die Herren Professor Dr. Schäfer- 
Heidelber, Professor Dr. Eppstein, Zürich, Professor 
Dr. Eggstein, Tübingen, Professor Dr. Cervoc-Navar-
ro, Berlin, Professor Dr. Fülgraff und Direktor und Pro-
fessor Dr. Tietze vom Institut für Sozialmedizin und 
Epidemiologie in Berlin angehörten. 

Der Berufungsbeirat hat von insgesamt 13 Be-
werbern zwei als besonders qualifiziert angesehen 
und für die Besetzung der Stelle vorgeschlagen. Mit 
beiden Bewerbern sind vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit ausführliche Ge-
spräche über die Aufgabenplanung des Instituts 
geführt worden. 

Der Berufungsbeirat war einstimmig der Auffas-
sung, daß die Stelle nicht zwingend mit einem So-
zialmediziner oder Epidemiologen besetzt werden 
müsse. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Stelle mit 
einem der vom Berufungsbeirat empfohlenen quali-
fizierten Wissenschaftler zu besetzen, der zwar nicht 
Sozialmediziner, aber nach Auffassung insbesondere 
der externen Mitglieder des Berufungsbeirats über 
epidemiologische Erfahrungen verfügt und die Ge-
währ dafür bietet, die unterschiedlichen Fachrichtun-
gen des Instituts zu integrieren. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Stelle des Direk-
tors des Instituts für Sozialmedizin und Epidemiolo-
gie im Bundesgesundheitsamt öffentlich ausge-
schrieben worden? Wenn ja: in welchen Zeitungen 
oder Fachzeitschriften? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Sie ist meines Wis-
sens öffentlich ausgeschrieben worden. Ich kann Ihnen 
jetzt zwar nicht sagen, in welchen Fachzeitschriften 
die Ausschreibung erfolgt ist, aber ich werde mich 
gern darum bemühen, dies feststellen zu lassen, und 
es Ihnen dann mitteilen. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU): Nach welchen Kriterien wurde der Berufungs-
beirat ausgewählt? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Der Berufungsbeirat 
wurde nach fachlichen Kriterien ausgewählt, um ei-
nen möglchst breiten Überblick über die in Frage 
kommenden Fachgebiete zu erhalten. 

Präsident Frau Renger: Dritte Zusatzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß für ein Institut — ich füge hinzu: für ein Fach-
institut — für Sozialmedizin und Epidemiologie ge-
rade ein qualifizierter Sozialmediziner oder Epide-
miologe hätte gewonnen werden müssen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat sich bei ihrer Überlegung an dem Votum des 
Berufungsbeirats orientiert. Dieser hat einstimmig 
die Auffassung vertreten, daß das eben nicht zwin-
gend erforderlich sei. 

Präsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU! 
CSU) : Hat nicht die Tatsache, daß an diesem Institut, 
welches den deutschen Steuerzahler bereits in den 
letzten Jahren immerhin nahezu 60 Millionen DM 
gekostet hat, kein Sozialmediziner oder Fachepide-
miologe leitend tätig ist, dazu geführt, daß dieses 
Institut bisher nur wenige Forschungsergebnisse 
vorgelegt hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann mich der 
von Ihnen zum Ausdruck gebrachten Wertung der 
Effizienz dieses Instituts nicht anschließen. Es ist 
sicher nicht auf die Besetzung zurückzuführen. Aber 
ich habe Ihnen darzulegen versucht, daß wir uns 
bemüht haben, einen qualifizierten Berufungsbeirat 
zu konsultieren, und ich habe Ihnen dargestellt, wel-
che Empfehlungen er gegeben hat. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Grimming. 

Grimming (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
dem Hohen Hause mitteilen, wie der Berufungsbei-
rat zusammengesetzt ist, damit es das Votum besser 
würdigen kann? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, ob 
das über die Nennung der Namen und der jeweili-
gen Hochschulen hinaus geschehen soll. Ich bin 
gern bereit, Frau Präsidentin, das zu tun, indem ich 
auch die Fachrichtungen nenne. Ich kann den inter-
essierten Mitgliedern des Hauses aber auch schrift-
lich ausführliche Lebensläufe und Schilderungen der 
fachlichen Qualität der Mitglieder des Berufungs-
beirats mitteilen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

Präsident Frau Renger: Machen Sie es nun schrift-
lich oder sagen Sie es hier? 
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Grimming (SPD): Ich weiß nicht, ob der Kollege 
von der CDU/CSU-Fraktion darauf besteht. Das Vo-
tum ist im Hohen Hause offenbar unter politischen 
Gesichtspunkten angezweifelt worden. Vielleicht 
können Sie darüber etwas verlauten lassen. 

Präsident Frau Renger: Darüber können wir jetzt 
nicht mehr diskutieren, auch nicht untereinander. 
Die Fragen des Fragestellers sind beantwortet. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Aus fachlichen Gründen habe 

ich die Sache angezweifelt!) 

— Das ist auch von niemand anders aufgefaßt wor-
den — abgesehen von der letzten Frage, die aber 
nicht mehr dazugehörte. — Damit sind die Fragen zu 
Ihrem Geschäftsbereich erledigt, Herr Staatssekre-
tär. Danke schön! 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen auf. Zur Beantwortung steht Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Jung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Grimming auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Prognosen, wonach das 
Fluggastaufkommen für Berlin (West) weiterhin als fallend an-
genommen wird, welches sind die Gründe und was kann dagegen 
unternommen werden? 

Jung, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Grimming, auf welche Prognosen Sie 
sich beziehen, ist mir nicht bekannt. In den ersten 
vier Monaten 1976 ist erstmals wieder eine leichte 
Zunahme um fast 3 % gegenüber dem gleichen Zeit-
raum des Vorjahres festzustellen. 

Grimming (SPD) : Verzeihen Sie bitte, Herr Staats-
sektreär, ich habe diese Prognosen Pressemeldun-
gen entnommen, in denen bei einer Hochrechnung 
des Fluggastaufkommens ein Gesamtaufkommen 
für die Bundesrepublik Deutschland von etwa 
37 Millionen Fluggästen im Jahr 1985, aber eine 
ständig fallende Kurve für Berlin-Tegel angenom-
men wurde. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dann 
kann es sich nur um eine Prognose der Berliner 
Flughafengesellschaft vom Januar 1975 handeln, die 
damals unter dem Titel „Revidierte Fluggast-
prognose" veröffentlicht worden ist. Ich muß Ihnen 
allerdings sagen, daß bereits 1975 das Fluggastauf-
kommen im Berlin-Bundesgebiet-Verkehr über den 
von der BFG prognostizierten Werten lag. Wenn 
die Entwicklung, die ich Ihnen eben für das Jahr 
1976 verdeutlicht habe, sich fortsetzt, dann wird die 
gesamte BFG-Prognose überholt sein. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Grimming. 

Grimming (SPD) : Welche Bedeutung messen Sie 
solchen Prognossen, von denen ja immerhin das 
Schicksal des weiteren Ausbaus des Berliner Flug-

verkehrs abhängt, im Grunde überhaupt bei, wenn 
sie so schnell überholt sind? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grim-
ming, wir messen Prognosen immer einen Wert bei. 
Aber Sie müssen berücksichtigen, daß seinerzeit der 
Berlin-Verkehr auf den Transitwegen enorm war 
und daß dies bei der Prognose sicherlich mit eine 
Rolle gespielt hat. Gott sei Dank ist sie in der von 
mir eben dargelegten Form überholt. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 47 des Herrn Abgeordneten 
Sick auf: 

Ist nach Meinung des Bundespostministers der 4-Minuten-Zeit-
takt eine Sache des Postverwaltungsrates, wie aus seinem Inter-
view mit der Bild-Zeitung vom 2. Juni 1976 hervorgeht, und 
wenn ja, ist er bereit, richtigzustellen und zu bestätigen, daß 
dieser Vorschlag allein von ihm kam und die Mitglieder des 
Postverwaltungsrats seiner Zeit nur unzureichend über die ganze 
Angelegenheit unterrichtet waren? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ge-
statten Sie, daß ich diese Frage des Herrn Abgeord-
neten Sick zusammen mit der von ihm gestellten 
Frage 48 beantworte? 

Präsident Frau Renger: Der Herr Fragesteller muß 
das gestatten. 

(Sick [CDU/CSU] : Selbstverständlich!) 

Dann rufe ich auch die Frage 48 des Herrn Abgeord-
neten Sick auf: 

Trifft es ferner zu, daß der Bundespostminister gesagt hat — 
wie aus dem gleichen Interview hervorgeht —, die im Jahr 1968 
in Auftrag gegebene Untersuchung habe als Ergebnis zwingend 
eine Zeitbegrenzung im Ortsverkehr bzw. Nahverkehrsbereich 
gefordert, und wenn ja, was wird damit bezweckt? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sick, Mi-
nister Gscheidle hat in dem ursprünglich längeren 
Interview eindeutig dargelegt, daß die Einführung 
einer Zeittaktzählung im Nandienst vom Bundes-
postminister dem Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundespost vorgeschlagen und daß die entspre-
chende Verordnung vom Verwaltungsrat im Sep-
tember 1975 ohne Gegenstimmen verabschiedet 
wurde. Die Mitglieder des Verwaltungsrats wurden 
über das Vorhaben und dessen mögliche Auswir-
kungen eindeutig unterrichtet und haben jede von 
ihnen zusätzlich gewünschte Information erhalten. 

Damit sich alle Telefonteilnehmer innerhalb einer 
Gemeinde einander zur gleichen Gesprächsgebühr 
erreichen können, haben Fachleute das Nahbe-
reichssystem erarbeitet. Es kann nur dadurch ver-
wirklicht werden, daß der Verkehr zwischen den 
verschiedenen Ortsnetzen derselben Gemeinde über 
das Selbstwählfernnetz geleitet wird. Eine von 
Herrn Ministerialdirigent Schön des Bundespost-
ministeriums geleitete Kommission und eine mit 
Vertretern aller Parteien besetzte Kommission des 
Postverwaltungsrates, die sich das Nahbereichs-
system in England angesehen hatten, kamen bereits 
1969 zu dem Schluß, daß dieses System ebenso wie 
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Parl. Staatssekretär Jung 
in England nur mit Zeittakt sinnvoll zu realisieren 
sei. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Sick. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir darin zu, daß diese Kommission, von der Sie 
sprachen, nicht den 4-Minuten-Zeittakt, sondern nur 
dessen Prüfung vorgeschlagen hat und daß dies dazu 
führte, daß beispielsweise Minister Westphal aus 
Schleswig-Holstein als Mitglied des Verwaltungs-
rats aus Protest dagegen, daß er unzureichend un-
terrichtet war, an der Sitzung am 30. Januar 1976 
nicht teilnehmen wollte? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das letzte 
kann ich natürlich aus dem Stand nicht bestätigen, 
weil ich nicht weiß, ob Herr Minister Westphal 
diese Absicht hatte. Aber die Kommission hatte 
schon 1969 — ich bin gern bereit, Ihnen den Bericht 
vorzulegen — vorgeschlagen, den Zeittakt einzu-
führen. Allerdings hatte sie die Minutenzahl nicht 
festgelegt. Meines Wissens — wenn ich das aus 
dem Gedächtnis wiedergeben darf — steht in dem 
Protokoll, daß mit der Einführung des Nahbereichs 
ein Zeittakt einzuführen sei. Wenn ich mich recht 
erinnere, stand dort, er solle „zum Beispiel" fünf 
Minuten dauern. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schweitzer. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Staatssekretär: können 
Sie bestätigen, daß an der fraglichen Sitzung des 
Postverwaltungsrates auch ein Vertreter der Lan-
desregierung von Rheinland-Pfalz teilgenommen 
und dieser dem Vorschlag auf Einführung dieser 
Regelung ebenfalls zugestimmt hat? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schweit-
zer, ich habe soeben auf die Frage des Herrn Kolle-
gen Sick gesagt, daß die Regelung seinerzeit vom 
Postverwaltungsrat ohne Gegenstimmen verabschie-
det wurde. Ich kann nicht im einzelnen sagen, wer 
daran teilgenommen hat. Um Ihre Frage konkret 
beantworten zu können, müßte ich zuerst in der 
Teilnehmerliste nachsehen. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 49 des 
Herrn Abgeordneten Straßmeir auf: 

Trifft es zu, daß Vertreter der Deutschen Bundespost auf einer 
Tagung am 29./30. April 1976 in St. Goar gegenüber Vertretern 
der Elektro- und Kabelindustrie erklärten, die Deutsche Bundes-
post werde nach den Versuchen mit einem 8-Minuten-Zeittakt für 
Gespräche im Orts- bzw. Nahverkehrsbereich auf jeden Fall auf 
einen 4- oder 3-Minuten-Zeittakt zurückgehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, sind Sie einverstanden, wenn ich beide Fragen 
zusammen beantworte? 

Präsident Frau Renger: Ich rufe dann noch die 
Frage 50 des Abgeordneten Straßmeir auf: 

Welchen Erkenntniswert mißt dann die Bundesregierung noch 
ihrem Versuch mit dem 8-Minuten-Zeittakt in sechs Knoten-
ämtern bei, wenn sie bereits eine Entscheidung für einen 4- bzw. 
3-Minuten-Zeittakt getroffen hat? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, von einer Tagung der Elektrokabelindustrie 
am 29. und 30. April 1976 in St. Goar ist dem Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen nichts 
bekannt. Die Deutsche Bundespost hat zu dieser 
Tagung auch keinen Vertreter entsandt. Demnach 
konnte für die Deutsche Bundespost die behauptete 
Erklärung gar nicht abgegeben werden. 

Bundespostminister Gscheidle hat immer wieder 
erklärt, daß die Versuche mit dem 8-Minuten-Takt 
in sechs Knotenvermittlungsstellenbereichen dazu 
dienen sollen, Erfahrungen über das Teilnehmer-
verhalten bei einem so langen Zeittakt zu sammeln. 
Die Versuche werden Anfang 1977 beginnen. Jede 
andere Darstellung dieses Sachverhalts ist irrefüh-
rend. Die Behauptung, der 4-Minuten-Zeittakt wer-
de trotz der Versuche geplant, entbehrt jeder Grund-
lage. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
die Äußerungen auf einer Sitzung gefallen sind, 
die nicht stattgefunden hat und an der die Post auch 
nicht teilgenommen hat, kann die Bundesregierung 
dann verbindlich erklären, daß sie nicht an die Ein-
führung eines 4- oder 3-Minuten-Zeittaktes denkt? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, ich habe soeben zu dem zweiten Teil der von 
Ihnen gestellten Frage die Antwort gegeben, daß 
der Versuch im Jahre 1977 in den genannten Kno-
tenbereichen durchgeführt wird und daß die Bun-
desregierung zunächst einmal das Ergebnis des Ver-
suches mit 8 Minuten abwartet. Es ist auch unwahr-
scheinlich, und zwar auf Grund der erfreulich guten 
finanziellen Ergebnisse, daß auf diese 4 Minuten 
zurückgekommen wird. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatzfrage. 
Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäftsbe-

reich, Herr Staatssekretär Jung, erledigt. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen auf. 
Zur Beantwortung steht Herr Staatssekretär Dr. 
Morgenstern zur Verfügung. 

Zunächst die Frage 51 des Herrn Abgeordneten 
Gerster (Mainz). — Der Fragesteller ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Frage 52 des Herrn Abgeordneten Dr. Abelein: 
In welchem Ausmaß hat sich die DDR in den Gesprächen mit 

der Bundesregierung über die Verwirklichung des III. Abschnitts 
der KSZE-Schlußakte bisher dazu bereitgefunden, einen beider-
seitigen Jugendaustausch entsprechend Nummer 1 f zu verwirk-
lichen, oder welche Einwände macht die DDR noch gegen die 
Durchführung eines solchen Austausches? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 



17714 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Juni 1976 

Dr. Morgenstern, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für innerdeutsche Beziehungen: Herr Ab-
geordneter, nach den Erkenntnissen der Bundesre-
gierung hat sich der Kontakt zwischen den Jugend-
lichen aus beiden deutschen Staaten auf Grund der 
bekannten Reiseerleichterungen wesentlich verbes-
sert. Dies gilt auch für die Kontakte organisierter 
Jugendlicher, vor allem im kirchlichen Bereich. 

Die Zunahme der Kontakte von Jugendlichen ist 
größer, als es manchmal nach außen hin sichtbar 
wird. Wie Ihnen sicher bekannt ist, ist aber für 
manche dieser Begegnungen eine öffentliche Diskus-
sion nicht hilfreich. 

Von staatlicher Seite ist bisher kein offizieller 
Jugendaustausch vereinbart worden. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang außerdem auf organisatori-
sche Schwierigkeiten aufmerksam machen, die dar-
auf beruhen, daß unseren freien Jugendorganisatio-
nen auf der anderen Seite die Staatsjugendorganisa-
tion der FDJ gegenübersteht. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Abelein? — 

Ich rufe die Frage 53 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Abelein auf: 

Welche Ergebnisse haben die Gespräche der Bundesregierung 
mit der DDR über die Erweiterung der sportlichen Begegnungen 
innerhalb Deutschlands bisher gezeitigt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Morgenstern, Staatssekretär: In Übereinstim-
mung vor allem mit den freien Sportverbänden in 
der Bundesrepublik Deutschland führt die Bundes-
regierung selbst keine Gespräche über den Ausbau 
der Sportbegegnungen, sondern begleitet und un-
terstützt die Gespräche der Sportverbände jeweils 
auf Wunsch des hierfür zuständigen Deutschen 
Sportbundes. Die Verhandlungen und die daraufhin 
zustande gekommenen Sporttreffen werden von der 
Bundesregierung auch finanziell gefördert. 

Der DSB hat bei seinen Gesprächen mit dem DTSB 
der DDR am 8. Mai 1974 ein gemeinsames Protokoll 
unterzeichnet, in dessen Anschluß für 1974 40, für 
1975 und 1976 jeweils 62 Sportbegegnungen verein-
bart wurden. Bundesregierung und DSB sind beide 
der Ansicht, daß eine höhere Zahl von Sportbegeg-
nungen wünschenswert ist. Der DSB verhandelt in 
dieser Absicht weiter. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen? — Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, 10. Juni, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.33 Uhr) 

Berichtigung 

246. Sitzung, Seite 17486 A, Zeile 10, ist statt 
„Außenminister" zu lesen: „Botschafter der Repu-
blik Südafrika" ; 

247. Sitzung, Seite 17584 B, Zeile 7 von unten, ist 
statt „Wehruntüchtigen" zu lesen: „Wehrunwürdi-
gen". 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Adams * 11. 6. 
Amrehn 11.6. 
Anbuhl 11.6. 
Dr. Artzinger * 11. 6. 
Baier 11.6. 
Dr. Bangemann 9. 6. 
Dr. Barzel 10. 6. 
Dr. Bayerl * 10. 6. 
Behrendt * 11. 6. 
Dr. von Bismarck 11. 6. 
Blumenfeld * 11. 6. 
Prof. Dr. Burgbacher 9. 6. 
Christ 11.6. 
Dr. Corterier * 10. 6. 
Dreyer 25. 6. 
Engelsberger 11. 6. 
Entrup 11.6. 
Prof. Dr. Erhard 11. 6. 
Fellermaier * 11.6. 
Flämig * 10. 6. 
Frehsee * 11.6. 
Gerlach (Emsland) * 11. 6. 
Glombig 11.6. 
Haase (Kellinghusen) 9. 6. 
Härzschel 9. 6. 
Dr. Holtz ** 11. 6. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 11. 6. 
Kater 11.6. 
Dr. Klepsch * 11. 6. 
Dr. Köhler 11.6. 
Krampe 11.6. 
Krockert 11.6. 
Dr. Graf Lambsdorff 9. 6. 
Lange * 10. 6. 
Lautenschlager * 11.6. 
Lücker * 11.6. 
Memmel * 11.6. 
Dr. Mende ** 11.6. 
Müller (Bayreuth) 9. 6. 
Müller (Mülheim) * 10. 6. 
Pawelczyk 9. 6. 
Picard 11.6. 
Rollmann 11. 6. 
Prof. Dr. Schellenberg 2. 7. 
Schmidt (München) *  11. 6. 
Schmitz (Baesweiler) 11. 6. 
Dr. Schulz (Berlin) * 11.6. 
Schwabe * 10. 6. 
Seefeld * 10. 6. 
Seibert 11.6. 
Spilker 9. 6. 
Springorum * 11. 6. 
Dr. Starke (Franken) 11.6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 

Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Strauß 11.6. 
Suck* 11. 6. 
Dr. Vohrer ** 11. 6. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 2. 7. 
Walkhoff * 11. 6. 
Walther 11. 6. 
Wehner 9. 6. 
Frau Dr. Wex 9. 6. 
Wimmer (Eggenfelden) 11. 6. 

Anlage 2 

Beschluß des Bundesrates zum Gesetz über die Fest-
stellung des Bundeshaushaltsplans für das Haus-
haltsjahr 1976 (Haushaltsgesetz 1976) 

Der Bundesrat hat in seiner 435. Sitzung am 
4. Juni 1976 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 20. Mai 1976 verabschiedeten Gesetz 
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundge-
setzes nicht zu stellen. 

Außerdem hat der Bundesrat die nachstehende 
Entschließung angenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme im 
ersten Durchgang mit Nachdruck darauf hingewie-
sen, daß die strukturellen Defizite nur durch kon-
sequente Ausgabenkürzungen abgebaut werden kön-
nen. Er bedauert, daß dieser Forderung nicht in dem 
notwendigen Maße entsprochen wurde. Bei dem 
weitaus größten Teil der vom Bundestag beschlos-
senen Ausgabenkürzungen handelt es sich nicht um 
echte Einsparungen, sondern um eine Senkung von 
Schätzansätzen, bei denen eine rechtliche Verpflich-
tung zur Leistung besteht. Der vom Bundestag be-
schlossene Abbau von Personalstellen, der nicht ein-
mal die Hälfte der zur Zeit unbesetzten Stellen er-
faßt, läßt nicht den ernsthaften Willen erkennen, die 
Ausgaben auf dem Personalsektor einzuschränken. 

Die Kürzung des Ausgabenvolumens sowie die 
Steuermehreinnahmen von rd. 1,4 Mrd. DM auf-
grund der Steuerschätzung vom 24.125. März 1976 
ließen zwar eine Senkung der Nettoneuverschuldung 
des Bundes gegenüber der Regierungsvorlage um 
rd. 5,8 Mrd. DM auf 32,7 Mrd. DM zu. Der Bundes-
rat betrachtet aber mit Sorge, daß dieser Betrag noch 
erheblich über der Netto-Kreditaufnahme für den 
Bundeshaushalt 1975 liegt. Er geht auch in diesem 
Jahr weit über die Summe der Invesititonsausgaben 
nach Art. 115 GG hinaus und dient fast zu einem 
Drittel der Finanzierung von konsumtiven Ausga-
ben. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
diese Fehlentwicklung zu korrigieren. 

Der Bundesrat erachtet die beschlossene Auflage 
zu Einsparungen in Höhe von 2,5 Mrd. DM nicht 
für ausreichend. Er hält es für unumgänglich, weiter-
gehende Einsparungen zu erwirtschaften. Das Ab-
schlußergebnis des Bundeshaushalts 1975 macht of-
fenkundig, daß solche Einsparungen in erheblichem 
Umfang möglich sind. 
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Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage A 12) : 

Trifft es zu, daß Italien in Kürze bei der Europäischen Gemein-
schaft einen neuen Kredit beantragen werde, nachdem entspre-
chende Gespräche Italiens mit dem internationalen Währungs-
fonds vorläufig suspendiert worden seien, und wie stellt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — sicher, daß ein weiterer 
Kredit nicht der Fortsetzung der Mißwirtschaft Vorschub leistet, 
wie sie in Italien unter dem Motto der „Öffnung nach links" 
betrieben wurde? 

Bei den Europäischen Gemeinschaften liegt kein 
neuer Kreditantrag Italiens vor. Über die Absichten 
der italienischen Regierung kann ich keine Aussa-
gen machen. Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, daß 
Italien in Kürze einen neuen Gemeinschaftskredit 
beantragen wird. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage A 13) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Verbän-
den der freien Wohlfahrtspflege für die Erlöse aus Altkleider-
sammlungen u. a. die Mehrwertsteuer zu erlassen, wenn die 
Erlöse solcher Aktionen für unmittelbare Hilfsmaßnahmen be-
reitgestellt werden? 

Die Leistungen der Verbände der freien Wohl-
fahrtspflege sind nach § 4 Nr. 18 des Umsatzsteuer-
gesetzes weitgehend von der Umsatzsteuer befreit. 
Voraussetzung der Steuerbefreiung ist jedoch unter 
anderem, daß die Leistungen dem nach der Satzung 
der Wohlfahrtsverbände begünstigten Personen-
kreis unmittelbar zugute kommen. Diese Vorausset-
zung ist nicht erfüllt, wenn nicht die Leistungen der 
Wohlfahrtsverbände, sondern die Erlöse aus die-
sen Leistungen dem begünstigten Personenkreis 
zugute kommen. 

Die Finanzverwaltung ist an die Entscheidung des 
Gesetzgebers gebunden und kann hiervon nicht im 
Verwaltungswege abweichen. 

Eine Ausdehnung der Steuerbefreiung ist nicht 
erforderlich. Bei dem Verkauf von Altkleidern an 
Dritte handelt es sich in der Regel um den Verkauf 
an Unternehmer. Bei derartigen Verkäufen besteht 
für die Wohlfahrtsverbände keine Schwierigkeit, 
den Abnehmern die Umsatzsteuer in Rechnung zu 
stellen, da diese die in Rechnung gestellte Umsatz-
steuer wieder von ihrer eigenen Umsatzsteuer ab-
ziehen können. Die Umsatzsteuer schmälert also 
nicht den Erlös der Verbände der freien Wohlfahrts-
pflege aus Altkleidersammlungen. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Rainer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage A 24) : 

Trifft es zu, daß die Kommission der Europäischen Gemein-
schaft vor zwei Monaten Subventionen für fünf Mälzereiprojekte 
in Belgien und Frankreich beschlossen hat, obwohl die Branche 
längst mit Überschußkapazitäten kämpft und die Überschüsse seit 
Jahren mit Subventionen exportiert werden müssen, und wenn 
ja, was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

Es trifft zu, daß die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen des 2. Bewilligungsab-
schnittes der XII. Tranche für fünf Mälzereiprojekte 
— drei in Belgien, zwei in Frankreich — Struktur-
beihilfen auf der Grundlage der Verordnung Nr. 
17/64/EWG bewilligt hat. 

Zu diesem Vorgang ist folgendes zu bemerken: 
Die Kommission hat in der Vergangenheit verschie-
dentlich Förderungsanträge von Mälzereien anderer 
Mitgliedstaaten, namentlich Frankreichs und Bel-
giens, gegen die Vorstellungen der deutschen Be-
hörden positiv beschieden. 

Anläßlich einer Ratssitzung im Januar hat Bun-
desminister Ertl die zuständigen Mitglieder der 
Kommission erneut auf das Problem der Überkapa-
zitäten in diesem Sektor hingewiesen. Als dennoch 
positive Entscheidungsentwürfe für die o. a. fünf 
Vorhaben zur Vorbereitung der Anhörung im Stän-
digen Agrarstrukturausschuß vorgelegt wurden, ha-
ben wir fernschriftlich gegen das Vorgehen der 
Kommission Beschwerde eingelegt und verlangt, 
daß diese Vorhaben zurückgezogen werden. Hierzu 
war die Kommission aus rechtlichen Gründen nicht 
bereit. 

Die deutsche Delegation hat daraufhin bei der 
Anhörung im Ständigen Agrarstrukturausschuß am 
29. April 1976 als einziger Mitgliedstaat mit Nein 
gestimmt. Nach den Regeln des Verwaltungsaus-
schußverfahrens, die hier zur Anwendung kommen, 
kann jedoch ein Mitgliedstaat allein seine Ableh-
nung nicht durchsetzen. 

Die ständigen Proteste der Bundesregierung ha-
ben jedoch bewirkt, daß die Kommission eine um-
fassende Untersuchung des Mälzereisektors einge-
leitet und erklärt hat, daß bis zum Vorliegen des 
Ergebnisses dieser Untersuchung bei Mälzereipro-
jekten keine neuen Bewilligungen aus Gemein-
schaftsmitteln erfolgen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage A 25) : 

Trifft es zu, daß die private Einlagerung der von der Einfuhr- 
und Vorratsstelle übernommenen Produkte mindestens ein Drit-
tel billiger ist, überdies für die Weiterverarbeitung marktge-
rechter sein würde als die derzeit in erster Linie praktizierte 
staatliche Einlagerung, und warum werden private Lagerkapazi-
täten nur in Anspruch genommen, wenn die staatlichen erschöpft 
sind? 

Es trifft zu, daß die Wirtschaft die private Lager-
haltung von interventionspflichtigen Marktord-
nungswaren relativ kostengünstig und flexibel in 
Anpassung an die jeweiligen Markterfordernisse 
durchführt. Aufgrund dieser Erkenntnis ist die Bun- 
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desregierung wiederholt für die Einschaltung der 
privaten Lagerhaltung eingetreten, wenn die Markt-
lage es erforderte und mit der Gewährung von La-
gerprämien und Beihilfen der anzustrebende markt- 
und preispolitische Effekt zu erreichen war. Dies ist 
erst vor kurzem erneut für die Stabilisierung des 
Rindfleischmarktes geschehen. 

Die Wirtschaft wird sich an der privaten Lager-
haltung erfahrungsgemäß aber nur beteiligen, wenn 
ihr das Marktpreisrisiko und die entstehende Wert-
minderung an der Ware während der Lagerzeit 
tragbar erscheint. Sie kommt also in der Regel nur 
im Rahmen des saisonalen Marktausgleichs in Be-
tracht. Deshalb kann in Zeiten struktureller Über-
schüsse bei verschiedenen Produkten auf die — 
durch die Wertminderungen bedingte — kosten-
intensivere öffentliche Lagerhaltung aus markt-
politischen Gründen zur Stabilisierung und Erhal-
tung funktionsfähiger Märkte nicht verzichtet wer-
den. Die Kostendifferenz zwischen der privaten und 
öffentlichen Lagerhaltung liegt also im wesent-
lichen in den bei der Auslagerung der Bestände 
entstehenden Verwertungsverlusten begründet. 
Selbstverständlich würde ich es begrüßen, wenn 
sich mit diesen Interventionssystemen oder auch 
anderen marktwirtschaftlichen Regulativen wirk-
same Marktentlastungen kostengünstiger erzielen 
ließen. 

Bei der Einlagerung ihrer Waren haben die Ein-
fuhr- und Vorratsstellen sich der Einrichtungen der 
Wirtschaft zu bedienen; sie nehmen deshalb bei 
der öffentlichen Lagerhaltung nur private Lager-
kapazitäten in Anspruch. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkir

-

chen) (SPD) (Drucksache 7/5290 Fragen A 26 und 27) : 
Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 

Mittel des Haushaltsplans oder des entsprechenden EG-Fonds 
einzusetzen, wenn im Rahmen einer Maßnahme gemäß dem 
Flurbereinigungsgesetz auch innerhalb einer Gemarkung Projekte 
im Sinn einer Verbesserung des Freizeitangebots für Fremden-
verkehr verwirklicht werden können? 

Falls eine solche Förderung zusätzlich erfolgen kann, kann in 
solche Maßnahmen auch die Schaffung von Freizeitwasserflächen 
einbezogen werden? 

Die Bundesregierung begrüßt das in der Anfrage 
zum Ausdruck kommende Interesse an einer Ver-
besserung des Angebotes von Einrichtungen, die 
der Erholung, dem Fremdenverkehr und einer sinn-
vollen Freizeitgestaltung dienen. So hat mein Haus 
bereits vor einigen Monaten entsprechendes Infor-
mationsmaterial mit dem Titel „Verbesserung der 
Agrarstruktur als Beitrag zur Funktionserfüllung 
Freizeit und Erholung im ländlichen Raum" zusam-
mengestellt. Darin wird auch auf Möglichkeiten der 
Flurbereinigung hingewiesen. Bemühungen, diese 
Möglichkeiten auszubauen, haben ihren Nieder-
schlag in dem am 1. April dieses Jahres in Kraft ge-

tretenen Gesetz zur Änderung des Flurbereinigungs-
gesetzes gefunden. 

Bei der Gestaltung der Flurbereinigungsgebiete ist 
nunmehr ausdrücklich den Belangen von Freizeit 
und Erholung Rechnung zu tragen. Außerdem sind 
Anlagen, die der Erholung dienen, in die Gruppe 
der Anlagen aufgenommen worden, für die Land im 
Flurbereinigungsverfahren bereitgestellt werden 
kann. Die Flurbereinigung trägt damit wesentlich 
dazu bei, den ländlichen Raum in seiner Funktion 
als Erholungsraum zu stärken und mit den erfor-
derlichen Freizeit- und Erholungseinrichtungen aus-
zustatten. 

Hierbei kann es sich auch um die Schaffung von 
Freizeitwasserflächen handeln. So sind beispiels-
weise schon in der Vergangenheit Rückhaltebecken, 
Talsperren oder überflutete Grenzertragsflächen zu 
Freizeitwasserflächen ausgestaltet worden. 

Die Hilfe der Flurbereinigung im Sinne der Frage 
bewirkt, daß die für sie eingesetzten Förderungs-
mittel gleichzeitig zur Verwirklichung von Projek-
ten des Freizeitangebotes nutzbar gemacht werden. 

Die Zugehörigkeit der Flurbereinigung zur Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" setzt einem darüber 
hinaus gehenden Mitteleinsatz Grenzen. Die eigent-
lichen Aufwendungen für die Gestaltung der Frei-
zeiteinrichtungen sind von den Ländern und den 
Unterhaltungsträgern zu treffen, die auch über de-
ren Art und Umfang entscheiden. Die Bundesregie-
rung bemüht sich allerdings, im Rahmen von Mo-
dellvorhaben neue Formen der Angebotsgestaltung 
durch landwirtschaftliche Betriebe im Bereich von 
Freizeit und Erholung zu entwickeln und setzt hier 
ergänzend finanzielle Mittel ein. 

Mittel eines EG-Fonds stehen für Freizeiteinrich-
tungen nicht zur Verfügung. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Wawrzik (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen A 32 und 33): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung über wach-
sende Tendenzen einer privaten Strafjustiz im Bereich des Ar-
beitsrechts? 

Teilt die Bundesregierung die Sorgen des Deutschen Richter-
bundes in diesem Bereich, und welche Vorstellungen hat die 
Bundesregierung zu dieser Entwicklung? 

Der Bundesregierung sind keine Untersuchungen 
bekannt, die wachsende Tendenzen einer privaten 
Strafjustiz im Bereich des Arbeitsrechts nachweisen. 

Der Deutsche Richterbund hat — und damit kom

-

me  ich zu Ihrer zweiten Frage — auf seiner Ver-
treterversammlung Anfang Mai in Berlin in einem 
Beschluß festgestellt, daß er „besorgt ist über die 
wachsenden Tendenzen zur Begründung einer pri-
vaten Strafjustiz in Bereichen des Zivilrechts und 
des Arbeitsrechts". Damit hat sich der Deutsche 



17718* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Juni 1976 

Richterbund gegen den von einem Arbeitskreis von 
Strafrechtslehrern vorgelegten Entwurf eines Ge-
setzes zur Regelung der Betriebsjustiz gewandt. 
Nach diesem Entwurf sollen bestimmte von den 
Arbeitnehmern im Betrieb begangene Straftaten 
von einer betrieblichen Schiedsstelle geahndet wer-
den, in der u. a. der Arbeitgeber vertreten sein soll. 
Gegen eine solche Bestrafung durch eine betrieb-
liche Schiedsstelle hat die Bundesregierung grund-
sätzliche Bedenken. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage A 36) : 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der verstorbene 
Häutefabrikant Bosse (Königswinter) Informationen über Ver-
schlußsachen und Geheimnisse des Verteidigungsbereichs ge-
sammelt hat, um sie an seine Auftraggeber in der DDR weiter-
zuleiten? 

Dem Bundesminister der Verteidigung liegen 
keine Erkenntnisse vor, nach denen die in den Pres-
semeldungen gemachten Angaben zutreffen wür-
den. 
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